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Es dürfte kaum andere staatliche Einrichtungen
geben, die innerhalb weniger Jahre so starken Veränderungen
unterworfen waren wie die Hochschulen. Dieser Befund
manifestiert sich ebenso in zahlreichen Änderungen der
Hochschulgesetze, die in Baden-Württemberg inzwischen zu
einem einheitlichen Hochschulgesetz zusammengeführt wor-
den sind, wie in der tief greifenden Umstellung der Studien-
angebote durch Einführung von Bachelor und Master im Zu-
ge des Bologna-Prozesses. 

Veränderungen sind kein Selbstzweck, sie haben
stets zum Ziel, die Erfüllung von Aufgaben spürbar zu ver-
bessern. Das besondere Interesse an einer optimalen Leis-
tungsfähigkeit des Hochschulsystems erklärt sich daraus,
dass Wissen und Kompetenz von Menschen in einem roh-
stoffarmen Land die entscheidende Grundlage von gegenwär-
tigem Wohlstand und künftigen Entwicklungschancen sind. 

Das gilt für das gesamte Bildungssystem – von der
frühkindlichen Erziehung bis zur Hochschule –, wobei sich
in der Hochschule entscheidet, welches kreative und innova-
tive Potential in der nächsten Generation für die künftige
internationale Wettbewerbsfähigkeit der Bundesrepublik zur
Verfügung steht. Die zukunftsorientierte und zukunftsgestal-
tende Funktion des Hochschulsystems steht also im Mittel-
punkt aller Veränderungsprozesse. 

Die gemeinsam von Bund und Ländern getragene
„Exzellenzinitiative“ unterstreicht diesen Gedanken in beson-
derer Weise und wird wesentlich dazu beitragen, dass die
wissenschaftlichen Profile der Hochschulen in der Weise
gestärkt werden, dass deutsche Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in den wichtigen Wissenschaftsfeldern im
internationalen Wettbewerb an vorderer Stelle dabei sind. 

Wir wissen aus den jährlichen Vergleichsstudien der
OECD, dass es allein mit staatlichen Mitteln immer schwe-
rer sein wird, mit Hochschulsystemen anderer Länder zu
konkurrieren, weil dort neben den staatlichen Mitteln in
nennenswertem Umfang auch private Finanzmittel zur
Verfügung stehen, aber auch für neue wissenschaftliche
Entwicklungen sehr rasch private Fördermittel in erhebli-
chem Umfang bereitgestellt werden. Die Einführung von all-
gemeinen Studiengebühren in verschiedenen Ländern der
Bundesrepublik ist insoweit ein erstes, wichtiges Signal.
Auch der einzelne Studierende kann mit einem anteiligen
finanziellen Beitrag wesentlich zur Sicherung und Erhöhung
der Qualität der Ausbildung beitragen. 

Vor dem Hintergrund objektiv begrenzter staatlicher
Mittel haben wir in der Vergangenheit immer wieder über
das Spannungsverhältnis zwischen Quantität und Qualität
diskutiert. Nach meiner Überzeugung muss beides neben-
einander berücksichtigt werden. Im Jahre 1977 haben die
Ministerpräsidenten der Länder mit Blick auf steigende
Studierendenzahlen eine Offenhaltung der Hochschulen
beschlossen und dabei die Idee vertreten, man müsse mit
den vorhandenen Stellen und Mitteln eben zeitlich befristet

den Studentenberg „untertunneln“. Heute sind wir klüger.
An der richtigen Stelle eingesetzt bringen Bildungsinves-
titionen einen Mehrwert in vielfacher Höhe der eingesetzten
Mittel. 

Das Projekt „Hochschule 2012“ ist Ausdruck der
Grundüberzeugung der Landesregierung, dass auch in Zei-
ten steigender studentischer Nachfrage die bisher vorhande-
nen Chancen zum Erwerb einer wissenschaftlichen Qualifi-
kation gewährleistet bleiben müssen – und zwar nicht zu
Lasten der Qualität der Ausbildung. Eine Besonderheit des
Programms „Hochschule 2012“ liegt darin, dass der vorgese-
hene Ausbau um bis zu 16.000 zusätzlichen Studienanfänger-
plätzen nicht einfach linear über die Fächer verteilt erfolgt,
sondern sich ganz gezielt am absehbaren künftigen Bedarf
des Arbeitsmarktes orientiert.

In den „Regionalen Dialogen“, die unter der Verant-
wortung der Industrie- und Handelskammern in den zwölf
Regionen des Landes im Sommer 2006 durchgeführt wur-
den, wurden die Ausbauvorschläge der Hochschulen und
Berufsakademien mit Blick auf den künftigen Arbeitskräfte-
bedarf intensiv beraten. Das Ergebnis dieser Beratungen ist
eingeflossen in den Entwurf des Masterplans, der am 9. Ok-
tober 2006 im Rahmen des Abschlusskongresses vorgestellt
wurde.

Bereits mit dem Doppelhaushalt 2007/2008 wird das
Land Baden-Württemberg in einer ersten Tranche die Zahl
der Studienanfängerplätze an den Hochschulen und Berufs-
akademien um etwa 4.000 erhöhen. Entsprechende Mittel
sind im Entwurf des Haushaltsplans veranschlagt. 

Über die Höhe des finanziellen Bedarfs zur Schaf-
fung eines Studienanfängerplatzes gibt es unterschiedliche
Vorstellungen. Entscheidend kommt es darauf an, die verfüg-
baren Mittel optimal einzusetzen: Zum Ausbau der Kapazi-
tät, aber auch zur Wahrung der notwendigen Qualität. Vor
diesem Hintergrund ist die Bereitschaft des Bundes, sich an
dem finanziellen Aufwand für insgesamt 90.000 zusätzliche
Studienanfänger bis zum Jahre 2010 finanziell zu beteiligen,
wie das seinen Niederschlag im Konzept eines „Hochschul-
paktes 2020“ von Bund und Ländern gefunden hat, aus-
drücklich zu begrüßen. Eine solche Beteiligung des Bundes
an den finanziellen Aufwendungen zum Ausbau der Studi-
enangebote in der Bundesrepublik trägt dem Rechnung,
dass es sich hier um eine das normale Maß überschreitende
„nationale Aufgabe und Herausforderung“ handelt.

Ich bin überzeugt, dass wir uns inzwischen gut aufge-
stellt haben, um die mit der steigenden studentischen Nach-
frage verbundene außerordentliche Chance sowohl im Inte-
resse der jungen Menschen wie auch der gesamtstaatlichen
Entwicklung zu nutzen, und bitte gleichzeitig nochmals alle
an diesem Prozess Beteiligten, die Hochschulen und Berufs-
akademien auch in Zukunft nach Kräften zu unterstützen. 

Den Vertretern der Industrie- und Handelskammern,
den Unternehmen und sonstigen Arbeitgebern in den
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Regionen möchte ich an dieser Stelle nochmals ganz beson-
ders für ihre kompetente und engagierte Mitwirkung in den
„Regionalen Dialogen“ danken. Dieser Dank gilt in gleicher
Weise den anderen Beteiligten, die sich im Vorfeld oder bei
Durchführung unserer Kongresse mit Zeit, Rat und Tat ein-
gebracht haben. 

Die „Regionalen Dialoge“ haben einen wichtigen
Beitrag dazu geleistet, die in der Vergangenheit stärker aus-
geprägten Trennlinien zwischen den Hochschulen einerseits
und Wirtschaft und Gesellschaft andererseits noch weiter
aufzulockern. Diese Annäherung hat sich nicht zuletzt mit

der Besetzung der Hochschul- bzw. Aufsichtsräte an den
Hochschulen durch externe Vertreter aus Wirtschaft und
Gesellschaft deutlich verstärkt und zu einem Kulturwandel
beigetragen. 

Bei konsequentem Training ist das „Team Baden-
Württemberg“ auch in Zukunft noch für manche positive
Überraschung gut. Alle können dazu einen kleinen Beitrag
leisten.

Minister Professor Dr. Peter Frankenberg
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Programm

14.00 -  14.05 GRUSSWORT

Professor Dr. Werner Heinrichs
Rektor der Staatlichen Hochschule für Musik und Darstellende Kunst Stuttgart

14.05 -  14.10 BEGRÜSSUNG

Minister Professor Dr. Peter Frankenberg
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

14.10 -  14.30 STATISTISCHE GRUNDLAGEN FÜR DEN KÜNFTIGEN AUSBAU 

DER LANDESHOCHSCHULEN

Dr. Gisela Meister-Scheufelen
Präsidentin des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg

14.30 -  14.50 VORSTELLUNG DES ENTWURFS DES MASTERPLANS 

Dr. Klaus Herberger
Leitender Ministerialrat Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

14.50 -  16.40 PODIUMSDISKUSSION 1 

Dr. Günter Baumann
Präsident der Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart
Dipl.-Ing. Till Casper
Präsident des Baden-Württembergischen Industrie- und Handelskammertags
Professor Dr. Gerhart von Graevenitz
Rektor der Universität Konstanz
Professor Dr. Werner Heinrichs
Rektor der Staatlichen Hochschule für Musik und Darstellende Kunst Stuttgart 
Professor Klaus Hekking
Vorstandsvorsitzender der SRH Holding Heidelberg
Professor Dr. h.c. Dietmar von Hoyningen-Huene
Rektor der Hochschule für Technik und Gestaltung Mannheim
Roland Klinger
Vorsitzender der Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege 
in Baden-Württemberg
Dr. Hans-Eberhard Koch 
Vorsitzender des Landesverbands der Baden-Württembergischen Industrie e.V.
Professor Dr. Bernd Martin
Direktor der Berufsakademie Lörrach
Professor Dr. Wolfgang Schwark
Rektor der Pädagogischen Hochschule Freiburg
Professor Dr. Hans Weiler
Stanford University, California
MODERATION: Minister Professor Dr. Peter Frankenberg 

16.40 -  17.00 KAFFEEPAUSE

17.00 -  18.15 PODIUMSDISKUSSION 2

Ministerpräsident Günther H. Oettinger MdL
Dr. Günter Baumann
Dipl.-Ing. Till Casper
Professor Dr. Gerhart von Graevenitz
Professor Klaus Hekking
Professor Dr. h.c. Dietmar von Hoyningen-Huene
Roland Klinger
Dr. Hans-Eberhard Koch
Professor Dr. Bernd Martin
MODERATION: Minister Professor Dr. Peter Frankenberg

18.15 -  18.30 RESÜMEE DES MINISTERPRÄSIDENTEN

Ministerpräsident Günther H. Oettinger MdL

AB 18.30 AUSKLANG MIT KLEINEM IMBISS



Sehr geehrter Herr Minister Frankenberg,
verehrte Kolleginnen und Kollegen,
meine sehr verehrten Damen und Herren,

zur Abschlusskonferenz der Regionalen Dialoge und
der Vorstellung des Masterplans „Hochschule 2012“ heiße
ich Sie alle im großen Konzertsaal der Musik- und Theater-
hochschule Stuttgart herzlich willkommen. Ich freue mich,
dass das Ministerium für die Konferenz diesen Ort gewählt
hat; vielleicht trägt die besondere Atmosphäre dieses Saals
dazu bei, dass Kunst und Kultur in der Ausbauplanung nicht
gänzlich vergessen werden. 

Ganz im Bewusstsein dieses Ortes erlauben Sie mir
bitte, einige Worte zu dieser Hochschule und zu unserem
heutigen Thema aus der Sicht der baden-württembergischen
Kunst- und Musikhochschulen zu sagen. Die Hochschule für
Musik und Darstellende Kunst Stuttgart ist eine der ältesten
Musikhochschulen Deutschlands; sie wurde bereits 1857 ge-
gründet. Allerdings ist das Gebäude noch recht jung; es
wurde 1996 fertig gestellt und ist – wie die benachbarte Staats-
galerie – ein Werk des britischen Architekten James Stirling.
Insgesamt studieren fast 800 Studentinnen und Studenten an
dieser Hochschule, die aus mehr als 40 Staaten zu uns kom-
men. Neben Klavier und allen Orchesterinstrumenten bil-
den Elektronische Musik, Orgel und Jazz die Schwerpunkte
der Ausbildung. In der darstellenden Kunst kommen die
Studiengänge Schauspiel, Oper, Figurentheater und Sprech-
kunst hinzu, wofür uns als einziger Hochschule Deutsch-
lands mit dem Wilhelma-Theater ein eigenes Theatergebäude
zur Verfügung steht. Berühmt ist die Hochschule u.a. wegen
ihrer einzigartigen Orgelsammlung. Mit insgesamt elf Orgeln
aus allen Epochen verfügt diese Hochschule über die welt-
weit vielfältigste und hochwertigste Orgelausstattung. Das
größte Instrument dieser Sammlung sehen Sie hinter mir.
Diese Orgel wurde 1996 von der Fa. Rieger aus Vorarlberg
erbaut; sie vereinigt 81 Register und umfasst 5.761 Pfeifen. 

Der Anlass unseres Treffens ist für uns alle von gro-
ßer Bedeutung. Das Land hat es sich zum Ziel gesetzt, inner-
halb nur weniger Jahre 16.000 neue Studienanfängerplätze zu
schaffen und stellt dafür eine Summe von 150 Mio. Euro zur
Verfügung. Das ist eine gewaltige Anstrengung, für die die
Landesregierung unter Ministerpräsident Oettinger und das
Wissenschaftsministerium unter Minister Frankenberg Res-
pekt und Anerkennung verdienen. 

Allerdings darf die hohe Zahl von 16.000 zusätzli-
chen Studienanfängerplätzen nicht nur als Reaktion auf eine
demographische Entwicklung gesehen, sondern muss auch
als politische Aussage verstanden werden. 16.000 Studien-
anfängerplätze und der damit verbundene Ausbau personel-
ler und räumlicher Ressourcen schlagen sich auch im Profil

mancher Hochschule nieder. Da wüsste man doch allzu
gerne, was in einem solchen Ausbauplan Zufall und was
politischer Gestaltungswille ist.

Wenn ich letzteres, nämlich den politischen Gestal-
tungswillen unterstelle, so ist das Ergebnis für die Geistes-
wissenschaften sowie vor allem für die Bereiche Kunst und
Kultur höchst unbefriedigend. Von den etwa 4.500 Studien-
anfängerplätzen, die in der ersten Ausbaustufe zusätzlich ge-
schaffen werden sollen, entfallen gerade mal etwa 200 auf die
Geisteswissenschaften im engeren Sinne und auf die Fächer
Kunst und Kultur, obwohl von den Hochschulen weit mehr
Studienplätze vorgeschlagen worden waren. Ohne die spätere
Diskussion hier vorweg nehmen zu wollen, möchte ich doch
schon jetzt auf diese erschreckende Schieflage hinweisen. 

Wenn es um die Zukunftsfähigkeit unseres Landes
geht, dürfen die Geisteswissenschaften und künstlerische
Fächer nicht außen vor gelassen werden. Es war immer eine
der Stärken Baden-Württembergs, beides auf glückliche
Weise miteinander zu vereinen: nämlich Industrie, Handel
und Gewerbe auf der einen Seite und Kunst und Kultur auf
der anderen Seite. 

In den achtziger Jahren wurde hier im Lande die
Formel kreiert: High Tech und High Culture. Diese Formel
ist mir zwar etwas zu reißerisch, aber sie bringt doch richtig
zum Ausdruck, dass beide Seiten für eine gedeihliche Ent-
wicklung unseres Landes zusammengehören. Baden-Würt-
temberg ist eben nicht nur das Land von Daimler, Benz,
Bosch, Porsche, Fischer, Stihl oder Würth, sondern auch das
von Schiller, Hegel, Hölderlin, Mörike, Heidegger, Martin
Walser oder Helmut Lachenmann. Das Ruhrgebiet hat in
den neunziger Jahren einen geradezu erstaunlichen Struktur-
wandel vollzogen, und dieser Strukturwandel wurde mit kul-
turellen Mitteln und einem kulturell geprägten Imagewandel
eingeleitet. Dabei bezog man sich nicht zuletzt auf die guten
Erfahrungen in Baden-Württemberg. Wir sollten mit Sorgfalt
darauf achten, dass eine politische Leitlinie, die hier entwik-
kelt wurde und von anderen längst erfolgreich kopiert wird,
in ihrem Ursprungsland nicht in Vergessenheit gerät. 

Machen wir also nicht den Fehler und verkürzen den
Ausbau unserer Hochschulen auf Themen und Fächer, die
zwar für unsere Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt von
elementarer Bedeutung sind, die aber das Lebensgefühl un-
seres Landes nur zum Teil wiedergeben. Der Masterplan,
über den wir heute sprechen, sollte nicht nur ein Reparatur-
plan sein, der aufzeigt, wo Mangel behoben werden muss,
sondern sollte auch ein Beitrag sein, um die Vielfalt und
Breite unserer Hochschullandschaft zu erhalten und weiter
auszubauen. In diesem Sinne wünsche ich der Konferenz
einen erfolgreichen Verlauf und Ihnen allen einen angeneh-
men Aufenthalt in der Musikhochschule Stuttgart.
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Begrüßung 
Minister Professor Dr. Peter Frankenberg

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

Meine Damen und Herren,

herzlichen Dank, dass Sie so zahlreich zu unserem
Abschlusskongress der Regionalen Dialoge im Zusammen-
hang mit der Initiative „Hochschule 2012“ gekommen sind.
Ich begrüße unsere Abgeordneten, denn die Abgeordneten
des Landtages werden sich natürlich mit unseren Planungen
noch befassen müssen. Denn was nützt eine Planung, wenn
man nicht die entsprechenden Haushaltszahlen, nämlich die
Bewilligung von Haushaltsmitteln hat. Und insofern, um
auch einigen Missverständnissen zu begegnen: Das, was wir
heute vorlegen, ist ein Masterplan – es ist kein Haushalts-
beschluss. 

Eine Regierung muss planen. Dafür wird sie bezahlt
und gewählt. Und danach hat ein Parlament sich mit den
Planungen eines Ministeriums auseinanderzusetzen, es wird
vielleicht auch Gegenvorschläge geben und wir werden uns
damit auseinandersetzen.

Dass wir planen konnten und planen mussten und
planen wollten, liegt an der bekannten Situation: Dass wir –
wenn wir es einigermaßen vernünftig rechnen – bis zum Jah-
re 2012 16.000 zusätzliche Studienanfängerplätze bereitstel-
len müssen. Das sind also insgesamt weit mehr als 16.000 Stu-
dienplätze, nämlich Plätze allein für Studienanfänger. Und
das zeigt die Größe der Herausforderung, vor der wir stehen.

Die Bereitstellung dieser Plätze basiert nun auf
einem Plan, der aufbaut auf den Planungen der Hochschu-
len. Wir hatten die Hochschulen gebeten, bis Ende April
ihre Planungen vorzulegen. Diese Planungen sind dann in re-
gionalen Kongressen aufgegriffen und auf diesen mit den
möglichen Abnehmern von Hochschulabsolventen abge-
stimmt worden. Die Regionen haben uns dann regionale Pla-
nungen vorgelegt, die wir zu einem Masterplan verdichtet
haben. 

Es geht um zusätzliche Studienplätze – es werden
keine Studienplätze abgebaut. Und die hochkunstvolle Fra-
ge, wie viel Studienplätze, Ingenieure, Geistes- und Natur-
wissenschaften braucht ein Land, die ist schwierig zu beant-
worten. Wir wissen, dass dieses Land zu wenig Ingenieure
hat. Wir wissen, dass dieses Land zu wenig Naturwissen-
schaftler hat. Wir sehen Betriebe, die aus diesem Land weg-
gehen aus Mangel an hochqualifizierten Arbeitskräften. Und
wir haben die Verantwortung für unsere Zukunft, den Unter-
nehmen – und auch der Gesellschaft – diese Zukunft zu
geben. Dazu gehören auch Arbeitsplätze im sozialen Bereich.
Dazu gehören Arbeitsplätze im Gesundheitsbereich, der mitt-
lerweile zu einem der größten Arbeitgeber in diesem Lande
geworden ist. 

Die Hochschulen haben geplant, wobei die Universi-
täten detailliertere Planungen noch vorlegen werden. Wir
haben jetzt für die nächsten zwei Jahre geplant, weil wir das
gesamte System auf Sicht fahren. Und das heißt nicht, dass in

all den Jahren der Programmlaufzeit nicht auch Geisteswis-
senschaften ausgebaut werden – denn die Planungen der
Universitäten kommen erst noch – sondern dass wir begin-
nen im Wesentlichen mit den Hochschularten, die jetzt kon-
kret etwa 4.000 zusätzliche  Studienanfängerplätze bereitstel-
len können.

Ich glaube, dass ein Hochschulsystem etwas ist, was
wächst und sich entlang den Wünschen, Bedürfnissen und
Fähigkeiten der jungen Menschen entwickelt. Aber wir wis-
sen, dass wir einen Nachholbedarf haben, junge Menschen
für Naturwissenschaften und Technik zu begeistern – vor
allen Dingen Abiturientinnen dafür zu begeistern. Und da
nützt es uns nichts, wenn wir ihnen das anbieten, was sie
vielleicht gerne möchten, und vorher versäumt haben, bei
ihnen andere Fähigkeiten zu wecken.

Wenn es uns nicht gelingt, Frauen für Naturwissen-
schaften und Technik zu begeistern, werden wir unsere Zu-
kunft nicht meistern. Denn wir haben immer mehr Abituri-
entinnen – weit über 50 Prozent – und weniger Abiturien-
ten. 

Es muss uns gelingen, Abiturientinnen und junge
Frauen mit Hochschulzugangsberechtigung zu einer breite-
ren Diversifizierung ihrer Studienwünsche zu bringen. Das
ist eine große gesellschaftliche Aufgabe, die in den Familien,
in den Vorschulen und Schulen beginnt. Und das ist ein
wesentlicher Aspekt der Zukunftssicherung unseres Landes.
Denn natürlich müssen die Studienplätze, die wir anbieten,
auch wahrgenommen werden und mit den Wünschen zu-
sammentreffen, die die Absolventen der Schulen haben.

Ich glaube, dass die Regionalen Dialoge und die Er-
arbeitung des Masterplans ein sehr gutes Beispiel des
Zusammenwirkens zwischen Wirtschaft, Gesellschaft, Hoch-
schulen und dem Ministerium gewesen sind. 

Ich danke allen, die an diesen zwölf Regionalkonfe-
renzen gestaltend mitgewirkt haben, vor allem den Industrie-
und Handelskammern, die es in kurzer Zeit übernommen
haben, diese regionalen Konferenzen zu organisieren und
mit großem Erfolg durchzuführen. Ich danke auch für die
Bereitschaft, völlig selbstverständlich von beiden Seiten auf-
einander zuzugehen und diese Konferenzen abzuhalten. Das
ist ja in Deutschland nicht immer eine Selbstverständlichkeit
gewesen, dass sich Wirtschaft, Gesellschaft und Hochschu-
len zusammenfinden, um gemeinsam Zukunftsperspektiven
zu planen.

Der Sinn des Masterplanes ist, den jungen Menschen,
die jetzt vermehrt Hochschulzugangsberechtigungen erwer-
ben, ihre Chancen zu geben. Aber das sind gleichzeitig die
Chancen unserer eigenen Zukunft. Baden-Württemberg
braucht für eine starke Zukunft immer mehr hochqualifizier-
te Menschen, denn nur dann wird es ein wettbewerbsfähiges
Land sein, so wie es sich derzeit darstellt. In vielen Zahlen
und Statistiken, die Frau Meister-Scheufelen uns darlegen



wird, wird klar, wohin die Richtung unseres Arbeitsmarkts
geht, nämlich zur Höherqualifikation in bestimmten Berei-
chen, die wir unbedingt brauchen und ohne die wir keine
Zukunft haben. Ich kann schließen mit einem Satz, den ich
bei einigen Konferenzen gesagt habe und der sich etwas
despektierlich an die Fußballweltmeisterschaft anschließt:

Wir hatten wunderschöne Wochen, in denen wir glaubten,
die Zukunft Deutschlands läge vor unseren Füßen. Aber die
Zukunft Deutschlands – und gerade Baden-Württembergs –
liegt in unseren Köpfen.

Vielen Dank.

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in der ersten Hälfte der achtziger Jahre stieg die
Zahl der Schulabgänger spürbar von 32.000 auf 46.000 an.
Dies lag in erster Linie an dem Ausbau der Gymnasien in
den siebziger Jahren. 

Bis 1997 führten dann geburtenschwächere Jahrgän-
ge vorübergehend wieder zu einem Rückgang auf gut 37.000
Absolventen. Seither sind die Zahlen jedoch kontinuierlich
gewachsen. Im Jahr 2004 lag die Zahl der Schulabgänger mit
einer Hochschulzugangsberechtigung erstmals über 50.000. 

Ab 2008 ist davon auszugehen, dass wir erstmals
60.000 Absolventen mit Hochschulzugangsberechtigung ha-
ben werden. Erst ab 2020 ist zu erwarten, dass die Zahl wie-
der unter 60.000 sinken wird. 

Im Jahr 2012 werden gleichzeitig der letzte Jahrgang
des neunjährigen und der erste des flächendeckenden acht-

jährigen gymnasialen Bildungsgangs die Abiturprüfungen ab-
legen. Im Jahr 2012 erwarten wir deshalb einen Peak mit
über 86.000 Studienberechtigten. 

In der Industrie waren 1970 noch 53 Prozent der Erwerbs-
tätigen tätig. 1982 trat in Baden-Württemberg die Zäsur ein,
wonach erstmals mehr Menschen in Dienstleistungsbran-
chen beschäftigt waren als in der Industrie. Heute sind in der
Industrie nur noch ein Drittel der Erwerbstätigen beschäf-
tigt. 

Im Dienstleistungssektor ist der Erwerbstätigenanteil
im Zeitraum von 1970 bis 2005 um gut 37 Prozent auf fast
zwei Drittel gestiegen. Am stärksten zugenommen haben das
Gesundheitswesen sowie die sogenannten unternehmens-
orientierten Dienstleistungen, d.h. die Datenverarbeitung,
technische Dienstleistungen, freie Berufe wie Rechtsan-
wälte, Steuerberater, Architekten, technische Sachverstän-
dige etc., aber auch das Grundstücks- und Wohnungswesen
sowie die Branchen der Nachrichtenübermittlung und des
Verkehrsgewerbes. 

Während die Land- und Forstwirtschaft 1970 noch
fast zehn Prozent der Erwerbstätigen beschäftigte, waren es
2005 nur noch knapp zwei Prozent.
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Statistische Grundlagen für den künftigen Ausbau der Landeshochschulen 
Dr. Gisela Meister-Scheufelen

Präsidentin des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg
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Baden-Württemberg hat eine deutlich höhere
Industriequote als Deutschland, die 15 westeuropäischen
Mitgliedstaaten der EU, die Vereinigten Staaten und Japan.
Im Jahr 2003 arbeiteten im Südwesten 34 Prozent aller Er-
werbstätigen in der Industrie, während der Anteil in
Deutschland und in Japan nur 27 Prozent betrug, in der EU
der 15 westeuropäischen Staaten 25 Prozent und in den USA
nur 22 Prozent. 

Obwohl die USA eine um fünf Prozentpunkte höhe-
re Dienstleistungsquote haben als Deutschland und eine um
zwölf Prozentpunkte höhere Dienstleistungsquote als Ba-
den-Württemberg, erzielen sie eine Pro-Kopf-Wirtschafts-
leistung, die Deutschland um über 40 Prozent und Baden-
Württemberg um über 25 Prozent übertrifft.

Von den 3,7 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten des Landes arbeiteten knapp 400.000, also mehr als
jeder zehnte, im Gesundheits- und Sozialwesen. Mit großem
Abstand folgen der Maschinenbau mit 280.000, die unter-
nehmensorientierten Dienstleistungen mit 260.000, der Ein-
zelhandel mit 250.000 und die Automobilherstellung mit
ihrer Zulieferindustrie mit 239.000. Immerhin sind noch drei
Industriebranchen unter den ersten zehn TOP-Branchen
Baden-Württembergs.

Die zunehmende Wissensintensivierung der baden-
württembergischen Wirtschaft zeigt sich auch in der Ent-
wicklung der Qualifikationsstruktur. 

1978 hatten 1,2 Mio. sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigte keine abgeschlossene Berufsausbildung. 2005 wa-
ren dies nur noch 730.000, also 39 Prozent weniger. 

1978 verfügten 1,8 Mio. sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte über eine abgeschlossene Lehre, 2005 stieg ihre
Zahl auf 2,3 Mio., nahm also um 27 Prozent zu. 

1978 verfügten 58.000 sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte über einen Fachhochschulabschluss bzw. einen
Abschluss an einer Ingenieurschule, 2005 bereits 159.000
und damit 172 Prozent mehr. 

69.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftgte hat-
ten 1978 einen Hochschulabschluss, 2005 bereits 212.000,
was einen Anstieg von 208 Prozent bedeutet.

In baden-württembergischen Betrieben besitzen
immer mehr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine
abgeschlossene Hochschulausbildung. Unter den insgesamt
3,7 Mio. sozialversicherungspflichtig Beschäftigten konnten
im Jahr 2005 mehr als 370.000 Personen einen Abschluss an
einer Fachhochschule, wissenschaftlichen Hochschule oder
Universität vorweisen. Die Akademikerquote unter den sozi-
alversicherungspflichtig beschäftigten Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern beläuft sich damit auf rund zehn Pro-
zent. Sowohl im Bundesdurchschnitt als auch im Durch-
schnitt der westdeutschen Bundesländer liegt der Anteil der
Akademiker etwas unter dem Durchschnitt Baden-Würt-
tembergs.
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Das Qualifikationsniveau der Arbeitnehmer ist in
den zurückliegenden 20 Jahren kontinuierlich angestiegen.
Die Zahl der Arbeitnehmer mit akademischer Ausbildung
hat sich von 1985 bis 2005 mehr als verdoppelt. Die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten insgesamt verläuft
nach einem Anstieg von 1985 bis 1992 dagegen ohne erkenn-
baren Trend. 

Die meisten der in baden-württembergischen Betrie-
ben angestellten Hochschulabsolventen sind in Dienstleis-
tungsunternehmen tätig. Dort arbeiten alleine 220.000 Aka-
demiker, bzw. 59 Prozent aller abhängig beschäftigten Aka-
demiker. In den Industriebetrieben des Landes sind gut
150.000 Akademiker angestellt. Wir haben hier also ein Ver-
hältnis von 3 : 2. In Deutschland sind demgegenüber dop-
pelt so viel Akademiker in Dienstleistungsbranchen tätig als
in der Industrie. Dies entspricht einem Verhältnis von 2 : 1.

Innerhalb der Dienstleistungssparten arbeiten die
insgesamt 220.000 Hochschulabsolventen vorwiegend im
Bereich des Gesundheits- und Sozialwesens sowie im Erzie-
hungswesen und in der Bildung. 

An zweiter Stelle folgten mit 78.000 sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Akademikern der Bereich Grund-
stücks- und Wohnungswesen sowie die unternehmensorien-
tierten Dienstleistungen, d.h. die Datenverarbeitung, techni-
schen Dienstleistungen, freie Berufe wie Rechtsanwälte,
Architekten, Steuer- und Unternehmensberater, Forschungs-
und Entwicklungslabors, Werbeagenturen oder das Reini-
gungsgewerbe. 

Im Handel, der drittgrößten Dienstleistungsbranche
für Hochschulabsolventen, sind rund 20.000 Akademiker be-
schäftigt. Insgesamt gut 150.000 Arbeitnehmer mit Hoch-
schulabschluss arbeiten in der Industrie. Gemessen daran
spielen Betriebe des Baugewerbes als Arbeitgeber von
Akademikern mit 6.000 Arbeitnehmern mit Hochschul-
abschluss eine eher untergeordnete Rolle.

Der Vergleich der beruflichen Ausbildungsabschlüs-
se von Erwerbslosen und Erwerbstätigen verdeutlicht, dass
die berufliche Qualifikation einen bedeutenden Einfluss auf
das Risiko der Erwerbslosigkeit hat. Dies zeigt sich vor allem
darin, dass die Erwerbslosenquote mit der Höhe des berufli-
chen Ausbildungsabschlusses sinkt. 

So haben 2005 knapp 39 Prozent der Erwerbslosen
keine Berufsausbildung, während unter den Erwerbstätigen
nur gut jeder Fünfte ohne Berufsausbildung ist. 

Bei sämtlichen Erwerbstätigen, die über einen Aus-
bildungsabschluss verfügen, ist der Anteil der Erwerbslosen
mit entsprechendem Ausbildungsabschluss geringer als der
jeweilige Anteil der Erwerbstätigen. So hatten annähernd 53
Prozent der Erwerbstätigen eine Lehrausbildung gegenüber
lediglich knapp 49 Prozent der Erwerbslosen. Eine Meister-
oder Technikerausbildung konnten annähernd elf Prozent
der Erwerbstätigen, aber nur knapp fünf Prozent der Er-
werbslosen aufweisen. Über einen Fachhoch-/Hochschul-
abschluss oder über eine Promotion verfügten knapp 16
Prozent der Erwerbstätigen gegenüber acht Prozent der
Erwerbslosen.

Impulse für das Wirtschaftswachstum gehen in Ba-
den-Württemberg in erster Linie von wissens- und for-
schungsintensiven Wirtschaftszweigen aus. 

Unter forschungsintensiven Industriezweigen ver-
steht man solche Branchen, deren Forschungs- und Ent-
wicklungsaufwendungen mindestens 3,5 Prozent des Jahres-
umsatzes betragen. Dies sind vor allem die Automobilindus-
trie und ihre Zulieferer, Teile des Maschinenbaus, die
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Elektroindustrie, die Chemie- und Pharmabranche sowie die
Mess-, Regelungs- und Medizintechnik. 

Forschungsintensive Industriebereiche zeichnen sich
durch eine besondere Wachstumsdynamik aus. Im Zeitraum
von 1995 bis 2005 wuchs die preisbereinigte Bruttowert-
schöpfung der FuE-intensiven Industrien um gut 51 Prozent.
Das Wachstum der forschungsintensiven Industriezweige
ging wesentlich auf eine dynamische Steigerung der Aus-
landsumsätze zurück. Der Exportquote stieg bis 2004 auf 
58 Prozent. 

Auch die Zahl der Beschäftigten stieg von 1995 bis
2005 um über 23.000. Dies waren 2,9 Prozent. Die forschungs-
intensiven Industriezweige bieten inzwischen ca. 820.000
Menschen einen Arbeitsplatz. 

Demgegenüber waren sowohl die Wirtschaftsleis-
tung als auch die Zahl der Erwerbstätigen bei den nicht for-
schungsintensiven Industriezweigen in der Zeit von 1995 bis
2005 rückläufig. Nicht forschungsintensiv sind z.B. die
Textilindustrie, das Druckerei- und Verlagsgewerbe oder die
metallverarbeitende Industrie. Die preisbereinigte Brutto-
wertschöpfung ging um 9,3 Prozent zurück. Die Zahl der
Erwerbstätigen sank um 13,9 Prozent. Nicht forschungsin-
tensive Industriezweige bieten aber immer noch ca. 975 000
Menschen einen Arbeitsplatz. 

Bei den wissensintensiven Dienstleistungen handelt
es sich um Branchen, in denen der Anteil der Beschäftigten
mit Fachhochschul- oder Universitätsabschluss überdurch-
schnittlich hoch ist. 

Dies sind z.B. das Gesundheitswesen, IuK-Dienst-
leistungen, die freien Berufe, die Finanz- und Versicherungs-
leistungen, das Grundstücks- und Wohnungswesen, For-
schungs- und Entwicklungslabors, Verkehrsdienstleistungen
sowie Erziehung und Unterricht. 

Der Zuwachs der Erwerbstätigen in den wissensin-
tensiven Dienstleistungsbereichen ist von 1995 bis 2005 mit
31,3 Prozent sogar noch höher ausgefallen als der Zuwachs
der Bruttowertschöpfung mit 22,9 Prozent. 

Auch die Branchen der nicht wissensintensiven
Dienstleistungen haben Zuwächse verzeichnen können,
allerdings in geringerem Maße: Die preisbereinigte Brutto-
wertschöpfung wuchs um 17,3 Prozent, die Zahl der Er-
werbstätigen um 6,2 Prozent.

Zum Abschluss möchte ich Sie noch auf unser
Internetangebot www.statistik-bw.de hinweisen, das zu
diesem und weiteren Themenbereichen eine Reihe von
interessanten Zahlen und Analysen für Sie bereithält. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

© Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Stuttgart,
2006 Vervielfältigung und Verbreitung, auch auszugsweise,
mit Quellenangabe gestattet.
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Vorstellung des Entwurfs des Masterplans 
Dr. Klaus Herberger,

Leitender Ministerialrat, 
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg

Sehr geehrte Gäste dieser Abschlusskonferenz 
Hochschule 2012, meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir leben in einer Zeit, in der jedes neu eintreten-
de Ereignis oder jedes neu auftretende Phänomen eine
Kurzbezeichnung erhält, damit man es in der Kommunika-
tion rasch zuordnen kann. Neben „Hochschule 2012“ stoßen
wir auf den „Hochschulpakt 2020“ und inzwischen sogar auf
eine Veranstaltung „hochschule@zukunft2030“ Ende Okto-
ber in Leipzig. Bei allen drei Titeln geht es um die künftige
Entwicklung der Hochschullandschaft – allerdings mit unter-
schiedlicher zeitlicher Perspektive. 

„Hochschule 2012“ ist ein Programm der baden-würt-
tembergischen Landesregierung, das das Ziel verfolgt, einer
steigenden Zahl von Studienberechtigten auch in Zukunft
genügend Möglichkeiten zur Aufnahme eines Studiums zu
sichern. 

Die Bezeichnung „Hochschule 2012“ geht unmittel-
bar auf Ministerpräsident Günther H. Oettinger zurück und
macht deutlich, wie wichtig es der Landesregierung ist, zeit-
nah zu handeln. Die Bezeichnung „Hochschulpakt 2020“ für
ein auf Bundesebene diskutiertes Programm vermittelt dage-
gen schon sprachlich den Eindruck, man habe zur Reaktion
auf die steigende studentische Nachfrage noch sehr viel Zeit
- und so wird das möglicherweise auch von einigen Beteilig-
ten empfunden. In Wirklichkeit haben wir nur einen knap-
pen Zeitraum von wenigen Jahren, um das Hochschulsystem
so auszubauen, dass es die zunächst demographisch beding-
te, dann die mit den doppelten Abiturientenjahrgängen ver-
bundene steigende Nachfrage befriedigen kann. Wir müssen
es schaffen, im Zeitraum der nächsten sechs Jahre die Zahl
der Studienanfängerplätze um bis zu 30 Prozent zu erhöhen.
Das ist eine enorme Herausforderung.

1. Das Ziel
In seinem Schlusswort zum Hochschulkongress der

Landesregierung Baden-Württemberg am 23. Februar 2006
gab Ministerpräsident Oettinger den Auftrag, die Ausbau-
pläne der Hochschulen mit den Vertretern des Beschäfti-
gungssystems in den zwölf Regionen des Landes abzustim-
men und die Vorschläge in einem Masterplan „Hochschule
2012“ zusammenzufassen. Auf der Grundlage der Vorschläge
aus den zwölf Regionen liegt Ihnen nun der Entwurf eines
Masterplans „Hochschule 2012“ vor. Um die Vorschläge, die
der Entwurf des Masterplans enthält, nachvollziehen zu kön-
nen, müssen wir nochmals einen Blick auf die quantitative
Entwicklung in der Zeitachse werfen.

Im Studienjahr 2005 lag die Zahl der Studienberech-
tigten in Baden-Württemberg bei etwa 51.000. Demogra-
phisch bedingt wird diese Zahl bis zum Studienjahr 2011 auf
über 64.000, also um rund 25 Prozent, ansteigen. Durch den
doppelten Abiturientenjahrgang im Jahre 2012 wird die Zahl
der Studienberechtigten auf über 86.000 hochschnellen und
dann in den nächsten Jahren wieder auf eine Größenord-
nung zwischen 63.000 bis 61.000 zurückgehen. Erstmals im
Jahre 2020 wird die Zahl der Studienberechtigten wieder
unter 60.000 sinken. Das bedeutet, dass bis zum Jahr 2020
die Zahl der Studienberechtigten 20 Prozent bis 70 Prozent
über den Werten von 2005 liegen wird.

Sollten die Studienberechtigten ihr gegenwärtiges
Studierverhalten beibehalten, dann würde der prozentuale
Anstieg der Studienanfängerzahlen – wenn auch zeitversetzt
– so ausfallen wie der Anstieg der Studienberechtigtenzah-
len. Für das Spitzenjahr 2012 und die nachfolgenden Jahre ist
jedoch mit Verschleifungseffekten zu rechnen, die dazu füh-
ren werden, dass in den Jahren 2013 bis 2016 mit einer über
dem jeweiligen Altersjahrgang liegenden Nachfrage zu rech-
nen sein wird. 

An der Zahl der Studienberechtigten lässt sich nicht
herumdeuteln, weil diese jungen Menschen sich bereits im
Schulsystem befinden. 
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Es gibt aber eine Variable, die sich entscheidend auf
die von den Studienberechtigten abgeleitete Zahl an
Studienanfängern auswirkt: Die Studierquote. 

Über die Studierquote kann man die zu erwartende
steigende studentische Nachfrage entweder überdramatisie-
ren oder den Anstieg schlicht „kleinrechnen“. Im langjähri-
gen Durchschnitt schwankt die Studierquote zwischen 75
Prozent  und 85 Prozent. In diesen Bandbreiten rechnet des-
halb auch die KMK bei ihren Prognosen über die Entwick-
lung der Studienanfänger. Um den Vorwurf einer Überdra-
matisierung zu vermeiden, geht das Wissenschaftsministe-
rium im Masterplan von einer Studierquote in Höhe von ins-
gesamt 75 Prozent aus, wovon fünf Prozent auf die Berufs-
akademien entfallen und 70 Prozent auf die Hochschulen.
Auch in der überregionalen Diskussion zum „Hochschulpakt
2020“ wird bisher eine solche Studierquote von 75 Prozent
zugrunde gelegt, wobei sich Bund und Länder im wesentli-
chen darin einig sind, dass tendenziell die Studierquote eher
ansteigen als sinken wird.

Unter der Annahme einer Studierquote von 75 Pro-
zent  errechnet sich für Baden-Württemberg ein Anstieg der
Studienanfängerzahlen bis auf einen Spitzenwert von 16.000
zusätzlichen Studienanfängern im ersten Hochschulse-
mester. Bei höherer Studierquote würde die Zahl der zusätz-
lichen Studienanfänger ebenfalls höher ausfallen. 

Letztlich hängt alles vom Verhalten der Studienbe-
rechtigen ab, so dass es Sinn macht, auch die Frage zu
betrachten, welche Alternativen denn für die Studien-
berechtigten bestehen.

Unter dem Titel „Zukunft von Bildung und Arbeit“
wird von Bund und Ländern in regelmäßigen Abständen
eine Untersuchung über die zukünftige Entwicklung der ver-
schiedenen Stufen des Bildungssystems durchgeführt. Eine
unter Beteiligung angesehener wissenschaftlicher For-
schungsinstitute erarbeitete aktuelle Fassung von 2006 zur
Entwicklung des Bildungs- und Beschäftigungssystems bis
2020 mit Ausblick auf 2030 liegt inzwischen vor, wurde aber
noch nicht veröffentlicht. Die Ergebnisse lassen sich sehr
knapp wie folgt zusammenfassen:
• Die Beschäftigungschancen für beruflich nicht qualifizier-

te Arbeitnehmer sinken dramatisch.
• Für Absolventen der beruflichen Bildung wird tenden-

ziell ein Überangebot prognostiziert. 
• Der Bedarf an Hochschulabsolventen steigt spürbar, so

dass es zunehmend schwieriger werden wird, die zu

erwartende Nachfrage zu decken. 
Die eigentliche Brisanz dieser Prognose zum künfti-

gen Akademiker-Arbeitsmarkt liegt in der Annahme, dass
das Hochschulsystem in den kommenden Jahren die steigen-
de studentische Nachfrage tatsächlich bewältigt und die Zahl
der Hochschulabsolventen deutlich steigt. Dies wird aber
nur dann so eintreten, wenn die im Augenblick bereits voll
ausgelasteten Kapazitäten auch ausgebaut werden.

Umgekehrt heißt das, dass es auf dem Akademiker-
Arbeitsmarkt in der zweiten Hälfte des nächsten Jahrzehnts
zu einer deutlichen Fachkräftelücke kommen wird, wenn für
die steigende studentische Nachfrage nicht ausreichend
Studienplätze zur Verfügung stehen.

Bei dem diskutierten Ausbau der Hochschulen geht
es also nicht nur darum, einer steigenden Zahl junger Men-
schen entsprechende Studienmöglichkeiten zu bieten, es
geht in gleicher Weise auch darum, sicherzustellen, dass in
der zweiten Hälfte des nächsten Jahrzehnts zur Deckung des
Fachkräftebedarfs der Wirtschaft und des übrigen Beschäfti-
gungssystems genügend gut ausgebildete Hochschulabsol-
venten zur Verfügung stehen. Vor diesem Hintergrund macht
es wenig Sinn, verstärkt Studienberechtigte in den Bereich
der beruflichen Bildung umlenken zu wollen, soweit dies
überhaupt praktisch realisierbar wäre. In Baden-Württem-
berg kommt ein Gesichtspunkt noch hinzu: Mit dem Er-
folgsmodell „Berufsakademien“ gibt es im tertiären Bereich
ein attraktives Angebot, das die praxisnahe berufliche Aus-
bildung in einem dualen System mit den Ansprüchen einer
akademischen Qualifikation verbindet und insoweit die
Nachfrage der Abiturienten abdeckt, die eine praxisorien-
tierte Ausbildung einem Hochschulstudium vorziehen.

Für Baden-Württemberg kann deshalb mit einem
sehr hohen Grad an Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen wer-
den, dass in den kommenden Jahren die Studierquote unter
75 Prozent sinkt. Hochschulpolitisches Ziel muss es also
sein, bis zum Zeitpunkt der Spitzenbelastung im Jahre 2012
die aus einer Studierquote von 75 Prozent errechneten zu-
sätzlichen 16.000 Studienanfängerplätze an den Hochschulen
und Berufsakademien in Baden-Württemberg einzurichten.

2. Die Ausbauvorschläge der Region
Entsprechend dem bei dem Kongress der Landes-

regierung am 23. Februar 2006 vorgegebenen Verfahren wur-
den in allen zwölf Regionen des Landes „Regionale Dialoge“
durchgeführt, die den Zweck hatten, die Ausbauplanungen
der Hochschulen mit den Vertretern der Wirtschaft und des
Beschäftigungssystems abzustimmen. Hinter den Vorlagen
aus den Regionen steht ein enormer Arbeitsaufwand, zumal
für die Abgabe der Stellungnahmen nur wenig Zeit zur
Verfügung stand. Die in der ersten Septemberhälfte einge-
gangenen Stellungnahmen wurden vom Wissenschaftsminis-
terium zusammengefasst und in der Ihnen nun als Entwurf
vorliegenden Fassung des Masterplans ausgewertet.
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Insgesamt wird von den Regionen ein Ausbau um
17.400 Studienanfängerplätze vorgeschlagen. Bezogen auf die
jeweilige Region schwankt die Ausbauquote zwischen 23
Prozent und 77 Prozent. 

Die Verteilung der Ausbauvorschläge auf die Fächer-
gruppen zeigt eine klare Orientierung an dem angenomme-
nen Bedarf des Beschäftigungssystems. Allerdings kann nicht
ausgeschlossen werden, dass der künftige Bedarf in einzel-
nen Fächergruppen – die beispielsweise zu freien Berufen
führen –  unzureichend abgebildet ist. Ganz generell stellt
sich die Frage, welche Konsequenzen man angesichts der
stark steigenden Nachfrage für den Bereich der harten
Numerus-clausus-Fächer ziehen soll. Hier sind also noch
Fragen offen, die aufgearbeitet werden müssen.

3. Das Umsetzungskonzept
Für die Umsetzung des Ausbaus spielt die Zeitachse

eine entscheidende Rolle. Bis zum Eintritt der Spitzenbelas-
tung im Jahre 2012 sind es noch sechs Jahre. Gleichzeitig
steigt in den nächsten Jahren die Zahl der Studienberechtig-
ten kontinuierlich an. Das bedeutet, dass der vorgesehene
Ausbau in Teilschritten realisiert werden muss. Der Master-
plan sieht deshalb drei Tranchen für jeweils einen Zeitraum
von zwei Jahren vor. In diesen drei Tranchen könnte der
Ausbau wie folgt realisiert werden:

• 1. Tranche (2007/2008): 3.000 - 4.000 Studienanfängerplätze
• 2. Tranche (2009/2010): 5.000 - 6.000 Studienanfängerplätze
• 3. Tranche (2011/2012): 6.000 - 8.000 Studienanfängerplätze

Ein Ausbau in dieser Größenordnung - rein rechne-
risch entspricht das einer Verdoppelung der gegenwärtigen
Zahl von Studienanfängerplätzen im Fachhochschulbereich -
ist zeitnah nur zu realisieren, wenn das zusätzlich benötigte
wissenschaftliche Personal auch zur Verfügung steht. Die
Rekrutierung des benötigten wissenschaftlichen Personals
sollte also möglichst früh einsetzen. Baden-Württemberg hat
dabei den großen Vorteil, dass es als erstes Bundesland mit
dem Ausbau der Hochschulen beginnt. Je näher man an das
Jahr 2012 heranrückt, desto schwieriger wird es werden, gut
qualifiziertes Personal für die Lehre zu gewinnen.

Eine schrittweise Entspannung der studentischen
Nachfrage wird erst mit dem Jahre 2020 eintreten. Es ist aus-
geschlossen, einen so langen Zeitraum nur mit befristet be-
schäftigtem Personal zu überbrücken. Der Masterplan sieht
deshalb vor, dass bereits im Doppelhaushalt 2007/2008 Stel-
len ausgewiesen werden, die aber einen kw-Vermerk erhal-
ten, weil der Zeitraum der erhöhten Belastung – auch wenn
er lang ist – absehbar ist. Es sollte jedoch vorgesehen wer-
den, dass diese kw-Vermerke durch Wegfall gleichwertiger
anderer Stellen realisiert werden können. Damit wird den
Hochschulen und Berufsakademien die Möglichkeit zu Struk-
turbereinigungen eröffnet – etwa in der Weise, dass eine
neue zukunftsträchtige Studienrichtung ausgebaut und dafür
eine andere Studienrichtung abgebaut wird. Der kw-Vermerk
wird dann nicht an einer Stelle des neuen, sondern des alten
Studiengangs realisiert. Dieses als „Fiebiger-Programm“
bekannte und auch schon in Baden-Württemberg erfolgreich
eingesetzte Modell hat sich sehr bewährt. 
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Ganz generell formuliert der Masterplan eine Reihe
von Kriterien, die bei der Auswahl eine Rolle spielen, wobei
die „Allgemeinen Kriterien“ für alle Ausbauvorschläge rele-
vant sind, während die Kriterien für die Prioritätensetzung
vor allem bei der Entscheidung zwischen verschiedenen
Ausbauangeboten eine Rolle spielen.

Oberste Leitlinie ist die Schaffung der vorgesehenen
16.000 Plätze für Studienanfänger. Ein Ausbau von Master-
studiengängen kann ebenso wenig finanziert werden wie die
Einrichtung neuer Studienstandorte. Die von verschiedenen
Seiten vorgebrachten Vorschläge zur Einrichtung neuer
Standorte stehen nur mittelbar in einem Zusammenhang
zum Ausbaukonzept. Ein befristeter Ausbau ist immer mit
der Erwartung verbunden, dass nach Fristablauf ein Rückbau
stattfindet. Die Einrichtung neuer Standorte wäre also allen-
falls befristet denkbar; hinzu kommt aber, dass die mit einem
neuen Standort verbundenen Zusatzkosten im Rahmen des
Ausbauprogramms nicht darstellbar sind. Das schließt nicht
aus, dass aus ganz anderen Gründen die Einrichtung eines
neuen Standortes auf Dauer sinnvoll sein kann. Dann ist das
aber in einem Verfahren außerhalb des Ausbauprogramms zu
entscheiden.

Die vom Ministerium getroffene Vorauswahl von
rund 4.500 Studienanfängerplätzen für die erste Ausbaustufe
orientiert sich sehr stark an dem Gesichtspunkt der zeitna-
hen Umsetzbarkeit. Es steht dabei ein Ausbau an den Berufs-
akademien und Fachhochschulen im Vordergrund, weil die
Vorlaufzeiten bei Universitäten zum Teil länger sind. In die-
ser Zahl von 4.500 noch nicht enthalten sind die Ausbau-
maßnahmen an nichtstaatlichen Hochschulen, für die im Mas-
terplan unter 4 c) eine separate Förderlinie vorgesehen ist.

Die in der ersten Ausbautranche nicht berücksichtig-
ten Anträge werden automatisch in die Vorbereitung des
Ausbaus der zweiten Ausbautranche einbezogen. Entspre-
chendes gilt dann für die in der zweiten Ausbautranche nicht
berücksichtigten Vorschläge bei der dritten Tranche.

Dieser Ausbau in drei Tranchen mit einer Erhöhung der
Studienanfängerplätze zum Wintersemester jeden Jahres ist
nicht statisch in der Weise, dass im Jahre 2006 über alle jetzt
angemeldeten Ausbauvorschläge beraten und entschieden
werden könnte. Vielmehr wird der Ausbau ein kontinuierli-
cher Prozess sein, bei dem auch Vorschläge mangels
Schlüssigkeit oder Finanzierbarkeit ausscheiden, dafür aber
andere Vorschläge nachrücken. Es hätte also keinen Sinn, auf
der Grundlage der jetzt beantragten 17.400 Studienanfänger-
plätze eine komplette Ausbauplanung für einen Zeitraum
von sechs Jahren vorzulegen. Wir brauchen vielmehr einen
„atmenden Plan“. Kontinuierlich muss die Auslastung der in
der Vergangenheit zusätzlich geschaffenen Studienanfänger-
plätze geprüft werden. Geschaffene Studienplätze, die von
den Studienberechtigten nicht angenommen werden, müs-
sen umstrukturiert oder umgeschichtet werden.

Die Realisierung des Ausbauprogramms verlangt also
ein sich über einen Zeitraum von sechs Jahren erstreckendes
anspruchsvolles Verfahren, das möglicherweise in den Jahren
der Spitzenbelastung ab 2012 weitere Maßnahmen in Form
von gezielt eingesetzten Überlastmitteln in stark nachgefrag-
ten Fächern verlangen wird. 

Mit dem Programm „Hochschule 2012“ unternimmt
die Landesregierung von Baden-Württemberg einen finan-
ziellen Kraftakt, der hoffentlich bald auch in anderen
Bundesländern Nachahmung findet, weil sich die steigende
studentische Nachfrage nicht auf Baden-Württemberg
beschränkt, sondern den Großteil der alten Bundesländer
betrifft - auch wenn es manche noch nicht so recht wahrha-
ben wollen. Der erwartete Rückgang der Studienberechtig-
tenzahl in den Neuen Bundesländern könnte zu einer gewis-
sen Entlastung beitragen, der quantitative Umfang der
Kompensationsmöglichkeit durch die Neuen Länder ist
jedoch nicht sehr groß und reicht bei weitem nicht aus, der
zu erwartenden bundesweiten studentischen Nachfrage
gerecht zu werden. 
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4. Die Kosten
Als größtes Problem bei der Bewertung der Ausbau-

anmeldungen erwies sich das beantragte Finanzvolumen. 
In seinem Schlusswort zum Hochschulkongress am 

23. Februar 2006 steckte Ministerpräsident Oettinger die
finanziellen Rahmenbedingungen in der Weise ab, dass das
Land von den zusätzlichen Kosten für den Ausbau minde-
stens die Hälfte übernehmen werde, umgekehrt aber ein
Finanzbeitrag der Hochschulen durch neue Strukturen,
Effizienz und Überlast unverzichtbar sein werde. 

Der finanzielle Aufwand für einen Ausbau um rund
16.000 Studienanfängerplätze liegt rechnerisch bei etwa 300
Mio. Euro p. a., wobei die Größenordnung sehr stark davon
abhängt, an welchen Einrichtungen und in welchen Fächern
ausgebaut wird. 

Eine überschlägige Hochrechnung der von einzelnen
Hochschulen angemeldeten Kosten würde zu einem Bedarf
von jährlich etwa 360 Mio. Euro laufenden Mitteln und von
320 Mio. Euro einmaligen Mitteln führen. Summen in dieser
Größenordnung sind für das Land nicht darstellbar. Nach
den mit dem Finanzministerium geführten Gesprächen über
das Volumen des Ausbauprogramms ist an eine Aufstockung
der Landesmittel zur Finanzierung des Ausbaus an den
Hochschulen und Berufsakademien in den Jahren der stärk-
sten Belastung, also ab 2012, um 150 Mio. Euro p. a. gedacht.
Über diesen Gesamtbetrag und die zusätzlichen Mittel in der
zweiten und dritten Ausbaustufe muss aber noch im Rah-
men der Mittelfristigen Finanzplanung entschieden werden.

Mit dem Ausbau soll 2007 begonnen werden. Im
Entwurf des Doppelhaushalts sind deshalb für 2007 20 Mio.
Euro und für das Jahr 2008 40 Mio. Euro vorgesehen. Über
die Bereitstellung dieser Mittel muss jedoch erst der Landtag
noch entscheiden.

Mit den im Entwurf des Doppelhaushalts 2007/2008
vorgesehenen Mitteln sollten in den nächsten beiden Jahren
3.000 - 4.000 zusätzliche Studienanfängerplätze an den Hoch-
schulen und den Berufsakademien des Landes eingerichtet
werden. 

Tatsächlich hat das Ministerium sogar mehr, nämlich
rund 4.500 Anfängerplätze aus den angemeldeten 17.400
Anfängerplätzen ausgewählt und im Masterplan zur weiteren
Beratung für die erste Ausbaustufe vorgeschlagen. 

Es lässt sich mit Blick auf die offenen Fragen nicht
vermeiden, dass die vorgelegten Ausbauvorschläge, insbe-
sondere im Hinblick auf das finanzielle Volumen nochmals
intensiv auf den Prüfstand gestellt werden. Auch andere
Fragen sind noch offen. Das gilt beispielsweise für die Frage
der räumlichen Unterbringung oder den geltend gemachten
Ausstattungsbedarf. 

Die finanziellen Rahmenbedingungen könnten sich
verbessern, wenn es zum Abschluss des „Hochschulpakts
2020“ zwischen Bund und Ländern kommt. 

Bei der Änderung des Art. 91 b GG wurde die mit
der steigenden studentischen Nachfrage verbundene große
Herausforderung gesehen und deshalb ganz bewusst die
Möglichkeit geschaffen, dass der Bund sich an einem Pro-
gramm zur Finanzierung des Ausbaus von Studienanfänger-
plätzen beteiligt. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass
die Verantwortung für den Ausbau der Hochschulen bei den
Ländern liegt, die Größenordnung der vor uns stehenden
Herausforderung spricht jedoch klar dafür, dass der Bund bei
der Schaffung der notwendigen zusätzlichen Studienanfän-
gerplätze einen wichtigen, für manche Länder vielleicht ent-
scheidenden Beitrag leisten könnte - und dies auch tun soll-
te. Diese Bundesmittel dürfen dann aber nicht auf geplante
Landesmittel angerechnet werden, sondern sollten diese ent-
sprechend verstärken. 

Wie geht es nun weiter? Ich glaube, ein Satz von Lee
Iacocca, dem Vorstandsvorsitzenden der Chrysler Corpora-
tion in der Zeit von 1979 bis 1992, könnte hier hilfreich sein:

„Man kann die raffiniertesten Computer der Welt
benutzen und alle Diagramme und Zahlen parat haben,
aber am Ende muss man alle Informationen auf einen
Nenner bringen, muss einen Zeitplan machen und muss
handeln.“ 

Wir leisten uns den kleinen Luxus, vor dem Handeln
auch noch ein bisschen zu diskutieren. Damit darf ich über-
leiten zur ersten Diskussionsrunde.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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Podiumsdiskussion 1

Teilnehmer: Dr. Günter Baumann, Präsident der Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart
Dipl.-Ing. Till Casper, Präsident des Baden-Württembergischen Industrie- und Handelskammertags
Professor Dr. Gerhart von Graevenitz, Rektor der Universität Konstanz
Professor Dr. Werner Heinrichs, Rektor der Staatlichen Hochschule für Musik und Darstellende 
Kunst Stuttgart 
Professor Klaus Hekking, Vorstandsvorsitzender der SRH Holding Heidelberg
Professor Dr. h.c. Dietmar von Hoyningen-Huene, Rektor der Hochschule für Technik und 
Gestaltung Mannheim
Roland Klinger, Vorsitzender der Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen und freien 
Wohlfahrtspflege in Baden-Württemberg
Dr. Hans-Eberhard Koch, Vorsitzender des Landesverbands der Baden-Württembergischen 
Industrie e.V.
Professor Dr. Bernd Martin, Direktor der Berufsakademie Lörrach
Professor Dr. Wolfgang Schwark, Rektor der Pädagogischen Hochschule Freiburg
Professor Dr. Hans Weiler, Stanford University, California

Moderation: Minister Professor Dr. Peter Frankenberg 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Meine Damen und
Herren! Die jetzige Podiumsdiskussion ist im Grunde ge-
nommen eine Diskussion zwischen den drei Seiten, die an
der Entwicklung des Masterplans beteiligt waren. 

Herr Professor Weiler repräsentiert den Hochschul-
beraterkreis, der für uns in mehreren Sitzungen das
Gesamtphänomen der demographischen Entwicklung disku-
tiert hat und uns auch sehr wertvolle Ratschläge gegeben hat
bei der Weiterentwicklung des Hochschulsystems hin zu sei-
nem jetzigen Ausbau. Wir haben damals für den Hochschul-
beraterkreis zum ersten Mal sehr umfangreich die Zahlen
aufbereitet, die leider für die Bundesrepublik insgesamt
nicht so aufbereitet worden sind, um die Diskussion führen
zu können. 

Ferner sind Vertreter aller Hochschularten auf dem
Podium vertreten. Namentlich sind dies Herr von Graeve-
nitz für die Universitäten, Herr Heinrichs, der Gastgeber, für
die Kunst- und Musikhochschulen, Herr Hekking für die
Privathochschulen, Herr von Hoyningen-Huene für die
Fachhochschulen, Herr Martin für die Berufsakademien und
Herr Schwark für die Pädagogischen Hochschulen. 

Auch die Wirtschaft ist vertreten. An der Diskussion
nehmen Herr Dr. Baumann von der Industrie- und Handels-
kammer Region Stuttgart, Herr Casper vom Baden-Württem-
bergischen Industrie- und Handelskammertag sowie Herr
Klinger von der Landesarbeitsgemeinschaft der öffentlichen
und freien Wohlfahrtspflege teil. Ich war zwar vorhin einen
Moment draußen für ein Interview, aber ich nehme an, Sie
haben, Frau Meister-Scheufelen, das Diagramm gezeigt, aus
dem hervorgeht, dass der Gesundheits- und Sozialbereich
der Sektor mit der größten Beschäftigtenzahl im Land ist.
Last but not least, nimmt Herr Dr. Koch als Vertreter des
Landesverbands der Baden-Württembergischen Industrie an
der Diskussion teil. Denn wir können feststellen, dass
Baden-Württemberg bei aller Veränderung der Wirtschafts-
sektoren immer noch sehr stark auf forschungsintensiver
Produktion basiert. Wir sind nach wie vor einer der führen-

den Produktionsstandorte in der Welt, nur verschiebt sich
dies sozusagen von einfacher zu wissensbasierter Produk-
tion. Damit zeigt sich, wie wichtig die baden-württembergi-
schen Köpfe auch dafür sind, dass wir uns weiterhin an der
Spitze dieser Sterne in unserer Industrielandschaft halten
können. 

Ich darf mit der Frage an Sie, Herr Baumann, begin-
nen, wie Sie die Dialoge zwischen Hochschulen und Wirt-
schaft gesehen haben, wobei zu berücksichtigen ist, dass man
gerade auch in Stuttgart nicht nur die Wirtschaft, sondern
auch die Wohlfahrtspflege als einen Teil der Wertschöpfung
sehen muss. 

Dr. Günter Baumann: Ich glaube, diese Regionalen Dia-
loge in den vergangenen Monaten waren erfolgreich und
fruchtbar für beide Seiten. Die Wirtschaft, repräsentiert
durch die Handelskammern und den LVI, konnte den Bedarf
darstellen, und die Hochschulvertreter konnten darstellen,
wie sie ihre Kapazitäten ausbauen wollen. 

Die steigenden Studentenzahlen sollten wir als
Chance für die Wirtschaft unseres Landes begreifen – ohne
Wirtschaft ist alles nichts. Deshalb glauben wir, dass der
Entwurf des Masterplans in die richtige Richtung geht. Ich
glaube, da spielt auch der Bezug des Masterplans zur
Beschäftigung von Akademikern eine ganz wichtige Rolle.
Deshalb muss das künftige Studienangebot zukunftsorien-
tiert und bedarfsorientiert ausgerichtet sein. Ich glaube – das
wurde auch angesprochen; das halte ich für sehr gut –, dass
wir den Schwerpunkt bei einer schnellen Umsetzung an den
Fachhochschulen und an den Berufsakademien ansetzen
müssen. Es ist sicher ein richtiger Ansatzpunkt, im ersten
Schritt hier Fachhochschulen und Berufsakademien über-
proportional zu fördern. Auch der vorgesehene Aufbau in
drei Tranchen erscheint sinnvoll. 

Unser Eindruck war – auch Gespräche mit Hoch-
schulrektoren haben dies gezeigt –, dass die Hochschulen
teilweise sehr stark über ihre Kapazitäten hinaus ausbilden,
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teilweise ihre Kapazitäten verdoppeln, auch in Fächern, die
mehr in den geisteswissenschaftlichen Bereich, also Polito-
logie, Soziologie, Philosophie und Geschichte, hineinrei-
chen. Das wurde ja in dem Grußwort von Herrn Heinrichs
etwas kritisiert. Ich glaube, das könnte an dem Bedarf und an
der Beschäftigungsmöglichkeit vorbeigehen. Vor allem
würde es die finanziellen Möglichkeiten übersteigen. Wir
haben ja eigentlich gut ausgebaute geisteswissenschaftliche
Fakultäten. Es geht jetzt darum, den Mehrbedarf zu decken
Ich glaube, dieser Mehrbedarf liegt im Bereich der ingenieur-
wissenschaftlichen und naturwissenschaftlichen Fakultäten. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Herr Casper, Sie
haben ja den Überblick über die verschiedenen IHK-Bezirke
des Landes. Es gibt kleinere Bezirke mit wenigen Hochschu-
len und größere Bezirke wie Stuttgart, die Herr Baumann
hier repräsentiert, mit einer Vielzahl von Hochschulen.
Meine erste Frage lautet: Sehen Sie, dass wir auch zwischen
den IHK-Bereichen einigermaßen ausgewogen gehandelt
haben? 

Die zweite Frage lautet: Wird aus Ihrer Sicht die
Wirtschaft in der Lage sein, im dualen Ausbildungsbereich
die größere Zahl von Plätzen bereitzustellen, die aufgrund
der demographischen Situation, die auch für den Ausbil-
dungsbereich und nicht nur für den Hochschulbereich gilt,
in unserem Land notwendig werden? Diese Frage werden
auch viele stellen, die ihre Kinder nicht gerade im tertiären
Bildungsbereich sehen. 

Dipl.-Ing. Till Casper: Zunächst einmal: Von der Wirt-
schaft ist sehr begrüßt worden, dass wir in einen Dialog
getreten sind, in dem wirklich jeder aus der Wirtschaft auch
einmal in der unmittelbaren Konfrontation seine Meinung
äußern konnte. Was die Zukunft betrifft, ist, glaube ich, der
Dialog wichtiger als die fixen Zahlen, die wir vermittelt
bekommen und über die wir diskutieren. Denn der interna-
tionale Wettbewerb, dem wir heute ausgesetzt sind, erfor-
dert mit Sicherheit eine hohe Flexibilität und macht auch
Änderungen, Anpassungen an die Situationen notwendig.
Die Fragen, die sich in Bezug auf unsere Wirtschaft stellen,
werden insofern sehr positiv beantwortet, als wir heute
sehen, dass sich die Landesregierung bemüht – davon gehe
ich aus –, diesen Gegebenheiten so flexibel Rechnung zu tra-
gen, wie es notwendig ist. 

Was das duale System betrifft, ist es für uns unab-
dingbar, dass wir den Unterbau für die Ingenieure und
Naturwissenschaftler, die wir dringend benötigen, haben.
Denn ohne die Umsetzung von universitären Leistungen zu
praktischen Leistungen kann ein Unternehmen nicht erfolg-
reich sein. 

Was das bedeutet, will ich an einem kleinen Beispiel
verdeutlichen: Neulich habe ich eine sehr renommierte
Maschinenfabrik besucht. Diese hatte neben ihren Deckel-
maschinen vier taiwanesische Maschinen aufgebaut. Ich war
darüber entsetzt und fragte, warum das in einer hoch techni-
sierten Maschinenfabrik der Fall ist. Da sagte man mir: Es ist
nicht nur so, dass man für die Bedienung der Deckelmaschi-
nen Facharbeiter bzw. Techniker braucht und diese vier

Monate benötigen, um sie zu beherrschen, während man die
taiwanesischen Maschinen innerhalb von vier Wochen
beherrscht; abgesehen davon hat die Firma auch nicht die
entsprechenden Facharbeiter und Techniker in der benötig-
ten Zahl. Ich glaube, dieses kleine Beispiel zeigt, worin das
Problem liegt. 

Insofern, Herr Minister Frankenberg, ist es nicht nur
gut, dass wir den angestrebten Weg beschreiten. Vielmehr
müssen wir ihn beschreiten, wenn wir international wettbe-
werbsfähig bleiben wollen. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Herr Klinger, Sie
haben ja die Ausbauzahlen gesehen. Wir hatten dies auch
mit Ihnen vor Ort hier in Stuttgart diskutiert. Der Sektor
„Gesundheitswesen/Soziale Dienste“ ist ein wachsender
Sektor. Denn wir sind nicht nur in der demographischen
Situation, dass wir mehr Studienberechtigte haben, sondern
es gibt auch noch das überlagernde demographische Pro-
blem, dass wir immer mehr ältere Menschen haben, also
immer mehr pflegebedürftige Menschen und immer mehr
Kranke – denn es gibt eine gewisse Korrelation zwischen
Alter und Gesundheit – und damit auch einen immer höhe-
ren Bedarf im Bereich Gesundheit und Pflege. Wird diese
Entwicklung Ihrer Ansicht nach genügend abgebildet? 

Roland Klinger: Da will ich ganz direkt mit Nein antwor-
ten. Wichtig ist, dass das Thema zunächst einmal im Master-
plan aufgegriffen worden ist und auch bei den regionalen
Anhörungen deutlich geworden ist, dass – Frau Meister-
Scheufelen hat es heute dargestellt – diese Branche bereits
in 21 der 44 Stadt- und Landkreise in Baden-Württemberg
am beschäftigungsintensivsten ist und dass wir einen
Wachstumsbereich haben, der vor allem dadurch verursacht
wird, dass die demographische Entwicklung gerade in den
Jahren bis 2020, also in den nächsten 15 Jahren, dazu führen
wird, dass wir eine weitere Qualifizierung derjenigen brau-
chen, die in diesen Aufgabenfeldern beschäftigt sind und
beschäftigt sein werden. 

Warum habe ich mit Nein geantwortet? Sie haben dar-
gestellt, dass von den Hochschulen und den Berufsaka-
demien 760 Studienanfängerplätze für das Sozialwesen vor-
geschlagen worden sind. Für den Gesundheitsbereich – ich
habe es einmal nachgeschaut – sind es rund 300 weitere
Studienanfängerplätze. Das entspricht aber nicht dem, was
aufgrund der demographischen Entwicklung an Strukturver-
änderung auf uns zukommen wird. Das heißt ganz konkret:
Ich glaube, dass wir mindestens zehn Prozent der 16.000 ins
Auge gefassten Studienanfängerplätze für den sozialen
Bereich und den Gesundheitsbereich brauchen werden.
Nach den derzeitigen Planungen sind es unter fünf Prozent. 

Minister Prof. Dr. Frankenberg: Wir haben den gesamten
Bereich des Hochschulstudiums der Medizin noch nicht
integriert. Denn das ist ein Bereich mit einem bundesweiten
Numerus clausus, in dem wir natürlich auch die Abstim-
mung mit den übrigen Bundesländern brauchen. Wenn wir
dort ausbauen und die anderen Bundesländer nicht, dann
gibt es einen ganz großen Run auf die wenigen zusätzlichen
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Berufstätigkeit entscheidet sich ein kleiner Prozentsatz von
ihnen, noch den Master zu machen und vielleicht in die
Wissenschaft zu gehen und zu promovieren usw. Und dann
kommt das life-long learning. Die Ausbildung ist nicht mit
der Promotion zu Ende, sondern es ist ein lebenslanger
Lernprozess. Deshalb sollten die jungen Menschen heute in
kürzerer Zeit ein Grundwissen vermittelt bekommen, um
dann ihr ganzes Leben lang im Beruf und nebenher weiter
zu lernen. Das ist ein ganz entscheidender Unterschied
gegenüber früher. Danach sollten sich auch die Hochschulen
richten. 

Minister Prof. Dr. Frankenberg: Damit will ich zu den
Hochschulen kommen. Es ist ja mit dem Geist offenbar ähn-
lich wie mit den Muskeln unseres Bewegungsapparats: Wenn
man nichts mehr tut, dann verlassen einen die Kräfte, aber
man kann offenbar bis ins hohe Alter flexibel bleiben, wenn
man seine Fähigkeiten trainiert, nutzt und ausbaut. Jetzt will
ich Sie, Herr von Graevenitz, nicht nach dem Weiterbil-
dungsangebot für Achtzigjährige und Ältere fragen, sondern
zurückkommen auf unser Grundanliegen: Die Universitäten
haben das breiteste Fächerangebot und auch die höchsten
Studierendenzahlen im jetzigen System. Wir werden ihre
Kräfte verstärkt brauchen, wenn der doppelte Abiturjahr-
gang kommt; denn das kann man nur mit den großen
Möglichkeiten, die die Universitäten an Flexibilität im Sys-
tem haben, bewältigen. 

Wie sehen Sie in Ihrem Fächerspektrum der Univer-
sitäten die Ausbaumöglichkeiten? Wo sehen Sie diese als
Erstes gegeben? Und wo sehen Sie Möglichkeiten, dass Sie
selber die berühmte „Effizienzreserve“ einbringen, zum
Beispiel durch eine gewisse Veränderung der Personalstruk-
tur oder Ähnliches? Wo brauchen Sie – das gilt dann auch
für die übrigen Hochschularten – wirklich Stellen, und wel-
che würden Sie bevorzugen? Ich frage dies auch unter dem
Gesichtspunkt, dass wir durch den Ausbau der Lehrkapa-
zitäten die Forschung nicht vernachlässigen wollten. Es wäre
ein Fehlschlag, wenn wir die Forschungskapazitäten unserer
Hochschulen reduzieren würden. Denn wir brauchen bei-
des: einerseits Forschung und Entwicklung und andererseits
Köpfe, die im Master-Bereich oder im Bereich der Promo-
tionen von dieser Forschung unmittelbar abhängen und auf
sie einwirken. 

Prof. Dr. Gerhart von Graevenitz: Zunächst zu den
Achtzigjährigen: Wir brauchen nicht nur Weiterbildung, son-
dern wir alle hoffen ja, dass wir im Alter gute Mediziner
haben. Deswegen sind wir immer ganz besonders aufge-
schlossen, wenn es um Medizin geht. 

Minister Prof. Dr. Frankenberg: Es gibt dazu einen schö-
nen Satz von Rommel; Sie kennen ihn. Er sagt: „70 werden
ist schwierig, aber die Alternative ist noch furchtbarer.“

Prof. Dr. Gerhart von Graevenitz: Die Universitäten
begrüßen ganz außerordentlich, dass der Dialog, die
Diskussion mit der Wirtschaft angefangen hat. Wir gehen
davon aus, dass es durch die IHK-Orientierung und wegen

des Bedarfs, den es zweifellos bei Naturwissenschaften und
Ingenieurwissenschaften gibt, eine Konzentrierung auf die-
sen Punkt gegeben hat. Aber die Zahlen, die Frau
Präsidentin Meister-Scheufelen genannt hat, zeigen, dass die
Dienstleistungswirtschaft offensichtlich für die Universitäten
ganz besonders einschlägig ist. 

Noch einmal etwas zu den Kultur- und Geisteswis-
senschaften: Diese sind nicht nur Ergänzung, sondern das ist
ein milliardenschwerer Markt. Auch dort geht es natürlich
ganz wesentlich um Wirtschaft. 

Deswegen unser Angebot: Setzen wir den Dialog
fort, dehnen ihn aber aus auf alles, was Wirtschaft in unse-
rem Land anbelangt. 

Da warne ich davor, jetzt schon Sparten zu bilden,
etwa für den Bereich Dienstleistung, die ausgebaut werden
sollen bzw. weniger ausgebaut werden sollen. Sie müssen
natürlich auch an den Universitäten ausbauen. Wir spielen
das nicht gegeneinander aus. Da sind alle drei Hochschul-
arten gefordert. Wenn jetzt die erste Phase den Nachdruck
auf Fachhochschulen und Berufsakademien legt, was ein-
leuchtend ist, weil es ja jetzt noch keine Stellen gibt, merke
ich dazu an: Man wird von einem proportionalen Ausbau bis
2012 sprechen müssen. 

Jetzt zu den Effizienzreserven: Die Universitäten
haben schon im April dieses Jahres dem Herrn Ministerprä-
sidenten gesagt: „Wir sind dabei, wenn es um den Ausbau
geht, und wir werden die Effizienzreserven bringen.“ Wir
haben auch konkrete Punkte genannt. Ich will sie jetzt nicht
alle auflisten – daran sehen Sie, dass wir viele haben –, aber
ich will konkret werden: Ganz entscheidend ist, dass die
Absolventenzahlen besser werden. Die Studiengebühren
gehen nicht in den allgemeinen Haushalt und in den Aus-
bau. Aber natürlich werden wir die Studiengebühren so ein-
setzen, dass es dann über die Betreuungsrelationen und die
Betreuung tatsächlich besser wird. Das darf nun nicht alles
wieder in dem Ausbau verschwinden. Deswegen sind jetzt in
der ersten Runde manche Hochschulen zurückhaltend mit
ihren Zahlen. Wir wollen genau gegenrechnen: Was können
wir bringen, was bekommen wir dafür, und was führt dann
wirklich zu guten Studienplätzen? Zu den offenen Fragen
gehören die „harten“ Numerus-clausus-Fächer. Zu den offe-
nen Fragen gehört die Master-Frage. Wenn wir von Studien-
anfängerplätzen sprechen, ist von Bachelor die Rede. Aber
wir müssen – es wurde gerade gesagt – fragen: Wann kom-
men in welchen Fächern der Master und die Promotion dazu?

Baden-Württemberg ist ein Hochleistungsland auf
allen Gebieten, auch im Bereich der Universitätsforschung.
Das muss so bleiben, nicht nur weil es schön ist, tolle
Universitäten zu haben, sondern weil das ein Wirtschafts-
faktor erster Güte ist. Von Ihrer Seite wurden zu Recht
Komparativ und Superlativ angeführt: hoch qualifiziert und
höchst qualifiziert. Unsere Effizienzreserve ist sozusagen der
Hut, der in den Ring geworfen wird, und dann muss in den
Hut noch Geld aus dem Land. 

Minister Prof. Dr. Frankenberg: Ich will jetzt einmal zu
Herrn Weiler schwenken, weil wir in der Vormittagssitzung
des Hochschulberaterkreises gerade auch die Fragen, die Sie
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eben angesprochen haben, diskutiert haben, nämlich zum
ersten die Frage, was ein solches Programm für die For-
schung bedeutet, und zum zweiten die Frage, was es für die
Master-Phase, die dann über die Promotionsphase ja auch in
die Forschung überleitet, bedeutet. Vielleicht können Sie,
Herr Weiler, uns schon einige Leitlinien, die heute Morgen
von unseren Beratern erörtert worden sind, nennen. 

Prof. Dr. Hans Weiler: Das sind eher kritische Leitlinien.
Aber ich will den kritischen Leitlinien eine Bemerkung vor-
anstellen, die ich gerade als jemand, der zwar über einige
Insiderkenntnisse verfügt, aber doch von außen nach
Deutschland schaut, machen möchte: Man muss dem Land
Baden-Württemberg wirklich dazu gratulieren, diesen Schritt
getan und bereits bis hierher fortgeführt zu haben. Ich bin
entsetzt – ich kann das gar nicht schwächer ausdrücken –
darüber, mit welcher Sorglosigkeit die übrigen Bundesländer
und Deutschland insgesamt mit einer der größten Heraus-
forderungen ihrer eigenen Zukunftspolitik umgehen, näm-
lich dem Bedarf an hoch qualifizierten Arbeitskräften. Vor
diesem Hintergrund hebt sich das, was hier in diesem Land
geschehen ist, was sich in diesem Masterplan verkörpert,
ganz deutlich ab und stellt ein Stück wissenschaftspolitische
Rationalität dar, dem man wirklich nur nachdrücklich zu-
stimmen kann. Ich sage das vorweg, weil ich das so meine
und weil es auch wichtig ist, das in aller Öffentlichkeit und
in aller Deutlichkeit zu sagen, aber auch als Hintergrund für
einige kritische Anmerkungen, die gerade in der Diskussion
des Beraterkreises deutlich geworden sind. 

Ich glaube, eine Anmerkung ging schon aus den
Diskussionen und den Darstellungen des heutigen Nach-
mittags hervor: Sie bewegen sich mit Ihren Ansätzen und
Einschätzungen am bzw. unterhalb des unteren Randes des-
sen, was an Bedarf und  notwendiger Kapazität zu erwarten
ist. Ich glaube, darüber sollte man sich keinen Illusionen hin-
geben. Die Entwicklung des Bedarfs – das haben Sie jetzt
verschiedentlich gehört – wird wahrscheinlich noch größere
Ansprüche an Sie stellen, als sie bisher in diesen Plänen aus-
gewiesen sind. 

Das Zweite ist, dass, wie ich meine und wie auch
einige meiner Kollegen im Beraterkreis meinen, Sie viel-
leicht Gefahr laufen, die Fähigkeiten der Hochschulen, aus
ihren Ressourcen einen Beitrag zu diesem Plan zu erbringen,
zu überschätzen. Gerade angesichts der Belastung, die die
Hochschulen in diesem Land und in anderen Ländern auf
sich genommen haben, sollte man diese Erwartung nicht zu
hoch ansetzen. 

Ein dritter Punkt, den ich gerade auch vor dem
Hintergrund dessen, was meine Vorredner auf der linken
Seite des Podiums gesagt haben, anführen möchte: In diesem
Plan nimmt sich das Land in einer bemerkenswerten Weise
in die Pflicht, auch finanziell. Auch das muss einmal mit aller
Deutlichkeit gesagt werden. Auch die Hochschulen werden
– ich habe das gerade gesagt – in einem bemerkenswerten
Maße in die Pflicht genommen. Die Wirtschaft kommt rela-
tiv ungeschoren davon, wenn man diesen Masterplan liest. 

Ich glaube, hier besteht noch Nachholbedarf. Das
kann die Landesregierung natürlich nicht in ein Papier

schreiben. Das muss aber, glaube ich, die Wirtschaft von sich
aus artikulieren. Ich weiß, dass es Bemühungen, Bestrebun-
gen und Überlegungen innerhalb dieses Landes gibt, diesen
Prozess auch fortzuführen. 

Ich würde auch als eine kritische Anmerkung das hinzu-
fügen, was Herr Minister Frankenberg gerade angesprochen
hat, dass sich nämlich dieser Plan in einem fast schon etwas
besorgniserregenden Maße auf die Bachelor-Stufe der Aus-
bildung konzentriert und beschränkt. Dem deutschen Hoch-
schulsystem und dem baden-württembergischen Hochschul-
system stehen wichtige Herausforderungen bevor, die auf
der Ebene der Master-Ausbildung liegen, und – mehr noch –
wichtige Herausforderungen im Bereich der Ausbildung des
wissenschaftlichen Nachwuchses, deren kapazitäre Auswir-
kungen in Deutschland chronisch unterbewertet sind. Dies
ist bisher nie in einer realistischen Weise in die Berechnung
von Kapazitäten eingegangen. Ich glaube, es wird allerhöch-
ste Zeit, auch das einmal deutlich zu sagen, zumal in der Tat
an den einzelnen Hochschulen, vor allem an den Universi-
täten, ganz bemerkenswerte Entwicklungen im Hinblick auf
die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses im
Gange sind. 

Schließlich – das wurde auch von Ihnen angespro-
chen, Herr Frankenberg –: Dieses Konzept bezieht sich auf
die Lehre; das ist auch völlig richtig und völlig verständlich.
Aber man darf nicht dadurch, dass man diese Beschränkung
öffentlich macht, den Eindruck erwecken, als ob es nicht im
Bereich der Forschung mindestens ebenso große Herausfor-
derungen für dieses Land gibt wie im Bereich der Lehre.
Dem wird die Exzellenzinitiative, auf deren Ergebnis Sie alle
mit großer Neugier warten, in einer gewissen Weise gerecht.
Aber ich glaube, dass auf das Land und seine Wirtschaft
noch Aufgaben der Forschungsfinanzierung oder der For-
schungskofinanzierung zukommen, die ebenfalls erhebliche
Ansprüche an das Land stellen werden. Ich glaube, das darf
man nicht aus dem Auge verlieren. Denn Ihnen ist über-
haupt nicht geholfen, wenn Sie nur die Ausbildungskapazi-
täten auf einen angemesseneren Stand bringen, Ihre For-
schung dabei aber Schaden erleidet. 

Ich kann Ihnen sagen aus der Perspektive von jeman-
dem, der internationale Hochschulpolitik mit Sorgfalt beob-
achtet: Die Konkurrenz schläft nicht. Das sage ich Ihnen mit
Blick auf Stanford, mit Blick auf Berkeley, aber auch mit
Blick auf den großen Kreis der öffentlichen Universitäten in
den USA, die inzwischen ganz erhebliche Anstrengungen
unternehmen, zum Teil mit sehr aktiver Unterstützung der
amerikanischen Bundesregierung, um ihre eigenen wissen-
schaftlichen Kapazitäten auf Weltniveau zu bringen. Ich kann
Ihnen auch sagen, dass die Konkurrenz in China und Indien
nicht schläft. Hier ist ein Wettbewerbsprozess im Gange, der
in den nächsten Jahren noch ganz erhebliche Anforderungen
gerade im Bereich der Forschung stellen wird. 

Wenn ich noch eine Bemerkung anfügen darf, die
ebenfalls den Diskussionen im Beraterkreis entspricht, dann
die, dass man allein mit quantitativen und Kapazitätsüber-
legungen das Problem einer besseren Entsprechung von
Hochschulen und Arbeitsmarkt nicht bewältigt. Ich denke,
hier sind auch strukturelle Veränderungen an den
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Hochschulen notwendig, die das Verhältnis zur gesellschaft-
lichen Wirklichkeit und zur Realität der Arbeitsmärkte bes-
ser darstellen, als das die bisherige traditionelle Fakultäten-
und Fachbereichsstruktur tut. Als Stichwort nenne ich Pro-
fessional Schools als eine interdisziplinäre und anwendungs-
bezogene Konzeption für Einheiten innerhalb der Hoch-
schule wie etwa für den Bereich „Öffentliche Gesundheit“
oder für den Bereich „Bildung und Lehrerbildung“ oder für
den Bereich „Siedlungswesen und Verkehrsplanung“. Hier
könnte man neue Einheiten, neue Strukturen schaffen,
denen es sehr viel leichter fallen würde, mit den jeweiligen
gesellschaftlichen Bereichen und ihren Wissens- und Ar-
beitsmarktbedarfen zu kommunizieren. Ich bin nicht der
Meinung, dass die gesellschaftliche Wirklichkeit uns den
Gefallen tut, sich fein säuberlich nach Fächern zu organisie-
ren. Vielmehr organisiert sie sich nach anderen, problemori-
entierten Fragestellungen, und denen müssten in Zukunft
andere und neuere Hochschulstrukturen entsprechen. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Nicht einmal die
Wissenschaft orientiert sich mehr an Fächern. 

Herr Casper wollte sich noch zu Ihrer Bemerkung
zur Wirtschaft äußern. 

Dipl-Ing. Till Casper: Ich möchte noch ein paar Anmer-
kungen dazu machen, was in der Vergangenheit war und wie
wir die Zukunft sehen – ich nenne nur Stichworte –: Wir,
gerade der Mittelstand, haben uns unwahrscheinlich intensiv
an den Berufsakademien engagiert, an denen wir junge
Leute im dualen System ausbilden. Für die Fachhochschu-
len, Herr von Hoyningen-Huene, gilt dasselbe. Ich nenne die
Großindustrie, die sich gerade auch mit Stiftungsprofessuren
sehr stark engagiert hat, aber auch Zusammenschlüsse von
Mittelständlern, die ebensolche Dinge gemacht haben. 

Nun stehen wir vor zwei Problemen. Zum einen gab
es früher bei den Stiftungsprofessuren die Vereinbarung:
Wenn die Wirtschaft das fünf Jahre finanziert, dann tritt das
Land alimentierend ein. Mittlerweile beträgt die Dauer zehn
Jahre bzw. wurde es ganz eingestellt. Wenn das Angebot zur
Einrichtung von Stiftungsprofessuren wieder auf den damali-
gen Stand gebracht wird, dann bin ich fest davon überzeugt,
dass eine ganze Reihe von Unternehmen – ich kenne genug,
die dazu bereit wären; nicht nur die Großindustrie, die sich
hervorragend engagiert, sondern auch Mittelständler, die
sich zusammentun –, gerade in unserem eigenen Kammer-
bezirk bereit sind, eine solche Stiftungsprofessur durchaus
über fünf oder zehn Jahre zu finanzieren. 

Das Zweite, was ich ansprechen möchte, betrifft das
Engagement im dualen System – Herr Minister, Sie haben ja
vorhin danach gefragt – bei den Berufsakademien und den
Fachhochschulen. Da gibt es nicht genügend Angebot. Wir
wären sehr wohl bereit, solche Partnerschaften einzugehen,
wenn wir die entsprechenden Leute bekämen. 

Da wiederum sehe ich das Land in der Pflicht, auch
in den Hauptschulen, in den Realschulen, in den Gymnasien
dafür zu sorgen, dass junge Leute wieder Spaß an Technik
finden. Mit „Faszination Technik“ möchte ich es einmal zu-
sammenfassen – im Übrigen ein Projekt, das wir, die Indus-

trie- und Handelskammern, gestartet haben und auf eine
bestimmte Art und Weise auch bereit sind weiterzuführen.
Wir brauchen mehr junge Menschen, die bereit sind, das
Angebot der Wirtschaft, des Mittelstands, aber auch der
Großindustrie anzunehmen, diese Partnerschaften einzuge-
hen. Wir stehen gerne bereit, diese Dinge engagiert zu
unterstützen. Auch bei Projekten gibt es eine Vielzahl von
Ansatzmöglichkeiten, wo wir uns engagieren können. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Wobei es sicherlich
so ist, Herr Casper, dass die Wirtschaft – Unternehmen und
auch Einzelne – eher gezielt einzelne Hochschulen fördert,
als dass sie ein globales Förderinstrument aufbaut. 

Dipl-Ing. Till Casper: Eine Bemerkung darf ich dazu ma-
chen, weil in der Pressekonferenz danach gefragt wurde:
Einen Fonds lehnen wir, die gesamte Wirtschaft, ab. Den
Fonds überlassen wir anderen Systemen. Aber wir sind gerne
bereit, im Einzelfall partnerschaftlich miteinander zu arbei-
ten; das ist völlig richtig. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Sonst müssten wir
Kriterien schaffen, wer aus diesem Fonds mehr bekommt
und wo es Zuzahlungen und Abschläge geben solle. Das
sollten wir anderen Systemen überlassen. 

Herr von Hoyningen-Huene, zusammen mit den
Berufsakademien werden Sie den größten Anteil der Stu-
dienanfängerplätze, die in den nächsten beiden Jahren zu-
sätzlich zur Verfügung gestellt werden müssen, bewältigen.
Herr Dr. Herberger hat gesagt, das entspreche den Vorschlä-
gen, das entspreche den Realisierungsmöglichkeiten, die
man kurzfristig hat. Sie haben auch bei den Planungen in der
Regel sehr konkrete Vorstellungen und Vorschläge, zum Teil
mit Finanzplanungen, geliefert. Jetzt ist es so, dass unsere
Fachhochschulen erstens relativ kleine Institutionen sind,
dass sie zweitens kaum über Studiengänge verfügen, die
nicht zulassungsbeschränkt sind, und drittens schon jetzt
eine gewisse Überlast tragen. Die Fachhochschulen haben,
verglichen mit den Universitäten, durchaus Betreuungsver-
hältnisse, die die hohe Qualität der Ausbildung hervorbrin-
gen, die aber, verglichen mit anderen Fächern, auch an Uni-
versitäten, einfach besser sind; das muss man so sehen.
Welche Möglichkeiten sehen Sie, die Herausforderung der
Schaffung dieser 4.500 zusätzlichen Studienanfängerplätze,
die im Masterplan vorgesehen sind, zu bewältigen? Mit wel-
chen Strukturen können Sie das realisieren? Und wo sehen
Sie bei sich noch Möglichkeiten, das „kostengünstig“ zu eta-
blieren? Wenn ich es richtig sehe, wurden ja zunächst über-
wiegend Ausbauprogramme für vorhandene Studiengänge
ausgewählt. 

Prof. Dr. Dietmar von Hoyningen-Huene: Bezug neh-
mend auf das, was die Vertreter der Industrieverbände gesagt
haben, hat uns nicht sehr überrascht, in welche Richtung der
Ausbau gedacht wird. Klar ist der Ausbau des Bereichs
Ingenieurwissenschaften, des Bereichs Naturwissenschaften
und natürlich in zweiter Linie des Bereichs der BWL. Ich
möchte auch - im Hinblick auf die Ausführungen von Herrn
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Klinger - durchaus das Gesundheitswesen und die Sozial-
bereiche im Fachhochschulbereich miteinbeziehen. 

Die Planungen zum Ausbau haben uns nicht sehr
überrascht, weil wir im Rahmen der Kuratorien kontinuier-
lich mit den Unternehmen in Verbindung sind. Wir haben
daher sehr schnell sehr konkrete Vorstellungen vorgelegt
und etwa 7.000 Studienanfängerplätze angeboten. 

Wir haben folgende Situation – um das deutlich zu
beschreiben –: Wir haben den Bologna-Prozess, also die
Umstellung auf Bachelor und Master, die Sie, lieber Herr
Baumann, angesprochen haben, nicht nur formal, sondern
auch inhaltlich vollständig umgesetzt. Wir haben sehr attrak-
tive Bachelor-Studiengänge geschaffen – mit einer abwei-
chenden Studienstruktur, als sie bundesweit üblich ist; mit
sieben Semestern. Das heißt, wir haben die Anwendungs-
nähe aufrechterhalten. Wir haben des Weiteren hoch attrak-
tive Master-Studiengänge eingerichtet. Vielleicht haben Sie
es heute in der Zeitung gelesen: Der DAAD und der Stifter-
verband haben die besten internationalen Master-Studien-
gänge in Deutschland ausgezeichnet. Drei der ausgezeichne-
ten Master-Studiengänge sind an baden-württembergischen
Hochschulen angesiedelt, nämlich an der Universität Frei-
burg, an der Hochschule Pforzheim und an der Hochschule
Mannheim. Das ist also eine sehr gute Situation für die
Fachhochschulen. Die Fachhochschulen haben strukturell
und inhaltlich sehr interessante Angebote realisiert und von
daher – wie Sie sagen, Herr Minister – eine große Attrakti-
vität für Studierende aus dem Inland, aber zunehmend auch
aus dem Ausland. 

Sie haben gefragt, was wir tun können, um die Über-
lasten zu bewältigen, die uns jetzt aufgrund dieser Chance,
die es ja auch ist, zugedacht werden. Ich glaube, man muss
die momentane Situation der Fachhochschulen kennen. Sie
haben es angedeutet: Wir haben in den letzten zehn Jahren
im Fachhochschulbereich etwa 30 Prozent mehr Studierende
aufgenommen. Dieser Bereich ist dramatisch gewachsen.
Wir haben in allen Studiengängen einen Numerus clausus.
Um die Situation zu entschärfen, haben wir in allen Studien-
gängen eine freiwillige Überlast von etwa 20 Prozent über-
nommen. 

Nun zu der Frage: Wie kann man die Situation lö-
sen? Wir haben – Herr Casper hat es angedeutet – 30 Stif-
tungsprofessuren im Fachhochschulbereich. Wir haben eine
Fülle kostenloser Lehraufträge seitens der Wirtschaft. Wir
haben eine sehr starke auch finanzielle Unterstützung durch
die Unternehmen mit Investment gerade in die Fachhoch-
schulen. Natürlich kann man sagen, es könnten die Betreu-
ungsrelationen verändert werden. Aber eines ist doch völlig
klar: Wenn wir vor dem Hintergrund, dass zeitgleich Studi-
engebühren eingeführt werden, genau jetzt die Problemlage
so lösen, dass wir die qualitative Situation der Fachhoch-
schulen ändern, wäre dies ein ganz dramatisches Signal. Das
heißt, die Studienbedingungen an den Fachhochschulen –
ich sage das deutlich – noch weiter zu verschlechtern wäre in
der Tat nicht das, was wir uns vorstellen können. 

Ich möchte ein weiteres Thema, das noch nicht dar-
gestellt wurde, ansprechen: Immer dann, wenn Ausbaumaß-
nahmen im Land diskutiert werden, merkt man, dass es noch

hochschulfreie Städte oder vielleicht Gemeinden in Baden-
Württemberg gibt; das ist ja in Baden-Württemberg eher sel-
ten geworden. 

Das heißt, wir wehren uns ausdrücklich gegen irgendwel-
che weitere Regionalisierungen; ich sage das sehr deutlich.
Im Bereich der Wirtschaft, der Nanotechnologie, der Mikro-
technologie ist die Mikrominiaturisierung natürlich ein hoch
innovativer Aspekt. Im Hochschulbereich ist es in der Tat
eine Katastrophe. 

Insofern muss ich Sie wirklich bitten, von diesen Überle-
gungen Abstand zu nehmen. 

Ein weiteres Thema, das mir wichtig ist – damit möchte
ich auch schließen –: Ich denke, wir können nicht nur
Studienbereiche definieren, die im Bereich der Fachhoch-
schulen und der Berufsakademien wichtig sind und in denen
wir die dominanten Ausbilder sind – in den Bereichen
Ingenieurwissenschaften, Wirtschaftswissenschaften, Infor-
matik, Sozialwissenschaften sind die Fachhochschulen die
dominanten Ausbilder –, sondern wir müssen auch das
Interesse der jungen Generation an diesen Studiengängen
wecken. Wenn man heute – was ich permanent mache – in
Veranstaltungen des Rotary Berufsdienstes arbeitet, bei Ver-
anstaltungen, an denen etwa 400, 500 Schüler teilnehmen, ist
man, wenn man über Ingenieurwissenschaften berichtet, fast
allein – das sind drei, vier junge Menschen, die sich dafür
interessieren. Die Masse der Studienberechtigten interessiert
sich für Psychologie und ähnliche Fächer. Ich bitte Sie also,
dieses Thema – wie Sie es gesagt haben, Herr Weiler – wirk-
lich in den Schulen unterzubringen. Das ist ein ganz wesent-
liches Thema. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Wir haben auf der
einen Seite die staatlichen Hochschulen und auf der anderen
Seite, Herr Hekking, gerade im Fachhochschulbereich relativ
viele private Hochschulen, zum Teil mit einem ähnlichen
Fächerspektrum, wie es die öffentlichen Hochschulen ha-
ben, zum Teil, etwa in Heidelberg, unmittelbar benachbart,
wenngleich in Heidelberg mit einer spezifischen Ausrich-
tung, nämlich gerade für Studierende mit Behinderungen.
Die Grundfrage lautet: Könnte nicht einfach die Schaffung
von sehr viel mehr privaten Hochschulen, privaten Studi-
enplätzen in einem „Hochschulmarkt“ das Problem lösen
helfen? Ich will Sie nicht direkt fragen, welche Kapazitätsre-
serven Sie haben; die haben Sie sicherlich auch. Welche
Rolle sehen Sie für die privaten Hochschulen überhaupt
quantitativ? Sie spielen hinsichtlich der Zahl der Studien-
plätze eine relativ geringe Rolle – bei den Fachhochschulen
eine etwas größere als bei den Universitäten. Was ist bei
Ihnen steigerbar? Könnte man eine solche Steigerung rein
über Studiengebühren bei Ihnen finanzieren? Das wäre
natürlich für uns die einfachste Lösung. 

Oder würden Sie sozusagen Beiträge des Staates er-
warten, wenn Sie zur Entlastung der öffentlichen Hand mehr
Studienplätze auf dem privaten Sektor anbieten könnten? 

Prof. Klaus Hekking: Zunächst einmal finde ich es schön,
dass wir angesichts der vielen Abbauszenarien auch einmal
über ein Szenario mitdiskutieren können, in dem es um Auf-
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bau geht. Das ist, glaube ich, das größte Verdienst, das Sie
mit dieser Veranstaltung erworben haben. Ich finde es span-
nend, dass auch wir als private Hochschulen an dieser
Diskussion teilnehmen können. Wir wissen, dass Baden-
Württemberg ein privathochschulfreundliches Land ist. Ba-
den-Württemberg hat in Deutschland den höchsten Anteil
an privaten Hochschulen. Die Einbeziehung der Privathoch-
schulen macht sichtbar, dass die Bedeutung der nichtstaatli-
chen Hochschulen auch in Baden-Württemberg deutlich
gestiegen ist. 

Sie haben davon gesprochen, dass der Anteil der Pri-
vathochschulen noch gering ist. Ich glaube, viel interessanter
ist der Blick auf die Entwicklungen. Vor etwa fünf Jahren
betrug in Baden-Württemberg der Anteil der Privathoch-
schüler an der Gesamtzahl der Studierenden etwa 0,5 Pro-
zent. Dieser Anteil ist inzwischen auf 3,3 Prozent gestiegen.
Der Anteil der Privathochschüler bei den Fachhochschulen
lag vor fünf Jahren bei etwa fünf Prozent und liegt jetzt bei
knapp zehn Prozent. Das macht sichtbar, dass es da etwas
gibt, was das Interesse der Studierenden daran weckt, auch
andere Systemalternativen zu prüfen. 

Ich möchte auch die ökonomische Dimension dieser
ganzen Entwicklung sichtbar machen: Wenn man die Zah-
len, die Herr Herberger im Masterplan dargelegt hat, nach
denen die durchschnittlichen Kosten eines Studienplatzes
etwa 18.000 Euro pro Jahr betragen, zugrunde legt, dann ent-
lasten wir als private Hochschulen das Land Baden-Würt-
temberg jährlich um 150 Millionen Euro. Das ist der Betrag,
den das Land Baden-Württemberg für den Ausbau jetzt be-
reitstellen will. Diesen Beitrag leisten wir auch sehr gerne. 

Sie haben danach gefragt, was wir in der Zukunft tun
wollen. Ich denke, der Anteil der privaten Hochschulen wird
weiter wachsen. Wir nehmen uns vor, bis zum Jahr 2012 auf
einen Anteil von acht bis zehn Prozent zu kommen. Das
heißt, wir wollen keine Nischenanbieter mehr sein. Viel-
mehr wollen wir das schaffen, was in allen Ländern, die
international in der höheren Bildung führend sind, von Be-
deutung ist. Herr Weiler hat es angesprochen: Überall dort
gibt es besonders leistungsfähige höhere Bildungssysteme,
wo es einen vernünftigen Systemwettbewerb zwischen priva-
ten, staatlichen und sonstigen Trägern, die Hochschulen
betreiben, gibt. Denn entscheidend ist, dass wir einen
Systemwettbewerb bekommen, das heißt, dass unterschied-
liche Finanzierungskonzepte, unterschiedliche Personalkon-
zepte, unterschiedliche Angebotskonzepte entwickelt wer-
den, die den Studierenden eine möglichst große Wahlmög-
lichkeit verschaffen und dafür sorgen, dass wir uns auch fle-
xibel mit dem Markt entwickeln können. 

Die Wachstumsentwicklung, die ich vorhin ange-
sprochen habe, ist nicht Folge eines Masterplans gewesen,
sondern am Markt orientiert. Das heißt, wir haben geschaut,
was die Menschen wollen, und haben uns dementsprechend
angepasst, und das wollen wir auch weiterhin tun. 

Ich glaube, dass wir uns auch finanziell engagieren
werden. Allein unsere Stiftung wird in den nächsten Jahren
jährlich zweistellige Millionenbeträge in diesen Bereich inve-
stieren, um einen Ausbau in entsprechender Form zu ge-
währleisten. Wir finden es begrüßenswert, dass das Land Ba-

den-Württemberg das auch unterstützen will. Die größte
Unterstützung für uns wäre, wenn die Genehmigungsver-
fahren und Akkreditierungverfahren möglichst schnell laufen
würden. Die finanzielle Seite kriegen wir, glaube ich, ganz
gut in den Griff. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Gerade Ihr letzter
Satz begeistert mich. 

Da werden wir sicherlich einiges tun können. Wir
rechnen jetzt auch mit etwas anderen Kosten pro Studien-
platz bei den staatlichen Hochschulen, nämlich mit einem
„Durchschnittspreis“ in Baden-Württemberg von etwa 8.500
Euro; in Rheinland-Pfalz sind es nur 6.500 Euro. Insofern
muss man sich darüber unterhalten. 

Was die Geschwindigkeit von Genehmigungen und
überhaupt die Frage der Zukunft des Akkreditierungs-
systems betrifft: Da sind wir gerade dabei. Denn wir wollen
in Zukunft sicherlich nicht, etwa bei kleinen Fächern, alle
Professoren mit der Akkreditierung befassen. Das wäre
sicherlich nicht der richtige Ansatz. Vielmehr gehen wir da
einen ganz anderen Weg. Das bedeutet, es muss Qualitäts-
sicherung an den Hochschulen geben, die selbstverantwort-
lich errichtet wird und die dann zertifiziert wird, damit es
dort gewisse Standards gibt, die eingehalten werden. Wir
müssen nicht jeden neuen Studiengang alle fünf Jahre immer
wieder neu akkreditieren. Da wären wir alle gut beschäftigt,
aber es ist sicherlich nicht der Sinn eines Systems, dass wir
uns zu sehr mit uns selber beschäftigen. 

Ich will nun einen Schwenk zu den Geisteswissen-
schaften machen. Herr Martin, die Berufsakademien werden
ja einen großen Anteil zum Programm beitragen. Aber das ist
auch der Bereich, bei dem wir aufgrund der Dualität am
leichtesten sehen, wo Bedarf besteht und wo später Absol-
venten unterkommen können. Ich möchte – last, but not
least – die Diskussionsrunde dann mit Ihrem Beitrag, Herr
Martin, beenden. 

Zunächst möchte ich mich noch an den Gastgeber
wenden. Herr Heinrichs, Sie vertreten ja nicht nur die Hoch-
schule für Musik und Darstellende Kunst Stuttgart, sondern
insgesamt die Kunst- und Musikhochschulen des Landes;
ebenso vertritt Herr Schwark nicht nur die Pädagogische
Hochschule Freiburg, sondern alle Pädagogischen Hoch-
schulen des Landes; auch die übrigen Teilnehmer vonseiten
der Hochschulen vertreten ihre Hochschulart. Herr Hein-
richs, ich will Ihnen eine sehr spezifische Frage stellen. Sie
haben vorhin die Geisteswissenschaften thematisiert. Diese
werden ja in der Breite sehr viel mehr von den Universitäten
als von den Kunst- und Musikhochschulen vertreten. Die
Zahl der Studienplätze an den Kunst- und Musikhochschu-
len ist aus gewissen Gründen relativ gering. Sie können auch
nicht so einfach mehr Studierende aufnehmen. Denn an den
vielen wunderschönen Orgeln, die Sie hier haben – an
denen man auch sieht, wie gut Sie ausgestattet sind –, kann
nicht jeder spielen, sondern dazu braucht es gewisse Voraus-
setzungen. Wenn Herr von Hoyningen-Huene so schöne La-
bors hätte, wie Sie Orgeln, wäre er schon etwas zufriedener. 

Wir werden nicht nur etwa beim Studiengang
Medizin ein großes Problem haben, wenn der doppelte
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wir im Grunde genommen der Gesamtentwicklung, die not-
wendig ist, nämlich einem Aufbau von Studienplätzen, ent-
gegenwirken. Es gibt zwei Entwicklungsmöglichkeiten. Die
eine Möglichkeit ist, Ihr Studienangebot zu „switchen“; da-
her rühren auch Ihre Vorschläge. Die zweite Möglichkeit ist,
dass wir zumindest langsam weggehen von der einseitigen
Ausrichtung der Studiengänge zu mehr Polyvalenz auch in
Ihrem „Hauptgeschäftsfeld“. 

Prof. Dr. Wolfgang Schwark: An dem Masterplan begrüße
ich, dass er ohne Wenn und Aber erklärt: Dies ist ein aller-
erster Zugang zur Thematik, der noch veränderbar ist; denn
Lehrerbedarfszahlen werden hin und her gewendet. In der
vorigen Woche hatten wir den Weltlehrertag, da klang das
Lied völlig anders, nicht von Lehrerüberschuss, sondern von
großem Mangel war die Rede. Ich bin lange genug im
Geschäft, um zu wissen, dass sich das eine oder andere
immer wieder verändern wird. Sie haben zugesagt, dass nach-
justiert wird. – Das sind die Dinge, die ausdrücklich zu
begrüßen sind. 

Das Zweite: Sie stellen fest, dass wir für Grund-,
Haupt-, Real- und Sonderschulen ausbilden. Dies ist zwar
unser Kerngeschäft, aber wir bilden auch für das Lehramt an
Beruflichen Schulen aus. Die Pädagogischen Hochschulen
haben, ebenso wie die Fachhochschulen, mit großer Verwun-
derung zur Kenntnis genommen, dass bei den Ausbauplä-
nen auf diesem Sektor – und da geht es nur um die gewerb-
liche Schiene, also etwa um Mechatronik – nicht daran
gedacht wird, die eine oder andere, für das Berufsschulleh-
rerstudium einschlägige Studienrichtung zusätzlich in das
Programm „2012“ aufzunehmen. Ich meine, das ist ein Be-
reich, in dem wir uns durchaus sehen lassen können. Er soll-
te sofort und vorrangig gefördert werden.

Die Zahlen sind das eine. Das andere ist die qualita-
tive Strukturveränderung. Es darf nicht ausschließlich um
wirtschaftsnahe Studienplätze gehen. Ich habe mir das Proto-
koll des Auftaktkongresses „2012“ noch einmal durchgelesen.
Beispielsweise haben Herr Todenhöfer und Herr Würth
erklärt, dass es auch um Geisteswissenschaften gehen müsse;
ich füge hinzu: Auch Schule muss einbezogen werden. Um
zuzuspitzen: Will man beispielsweise die naturwissenschaft-
liche Bildung in den Schulen fördern, dann muss man auch
das Lehrerstudium in Kombination mit der Elementarerzie-
hung auf eine neue Grundlage stellen. Das schließt durchaus
einen Ausbau ein.

Eine positive Rückmeldung: Sie haben zugestimmt,
dass wir uns, teilweise zusammen mit den Fachhochschulen,
in der Elementarpädagogik positionieren, und zwar auf Basis
der Bachelor-Struktur. Ihre Unterstützung begrüßen die
Pädagogischen Hochschulen ausdrücklich.

Darüber hinaus erwarten wir, dass auch das Lehr-
amtsstudium an Pädagogischen Hochschulen auf die Bache-
lor/Master-Struktur umgestellt wird. Notwendige Vorausset-
zung hierfür ist jedoch die politische Grundsatzentschei-
dung; die ist bis zum heutigen Tag nicht gefallen. Die Zeit
drängt. Man darf nicht länger sagen: „Wir stellen nur im
Bereich der Gymnasien um“. Es muss im gesamten Lehr-
amtsbereich eine Umstellung geben, damit wir innerhalb des

Hochschulsystems anschlussfähig bleiben, ein hohes Maß an
Flexibilität in unseren Strukturen verankern und vor allem
den vielen jungen Frauen, die schwerpunktmäßig an die
Pädagogischen Hochschulen kommen, ein zeitgemäßes und
zukunftsorientiertes Angebot machen können. Sie sollen
nach Abschluss ihres Studiums wirkliche Alternativen
haben, sich beruflich zu positionieren, und zwar nicht nur als
Grund-, Haupt- und Realschullehrerin, sondern weit dar-
über hinaus. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Ich möchte zu
einem Gesichtspunkt noch eine kurze Nachfrage stellen,
nämlich zur Elementarbildung: Wann müsste man aus päd-
agogischer Sicht eigentlich versuchen, jungen Mädchen, aber
auch jungen Knaben einen gewissen Hang zu Naturwissen-
schaften beizubringen? Sicherlich ist es zu spät, hiermit erst
in der Oberstufe des Gymnasiums anzufangen. 

Prof. Dr. Wolfgang Schwark: Ich möchte es etwas zuspit-
zen: Elementarpädagogik lebt – ich weiß, manche werden
jetzt verärgert sein – weitgehend vom situationsorientierten
Ansatz. Das heißt: Die Kinder wählen ihr Lernangebot fast
ausschließlich nach eigenen Bedürfnissen aus. Weiterführen-
de Anreize und Herausforderungen fehlen; eine curriculare
Struktur ist kaum vorhanden. Um das zu ändern, plädiere ich
für eine Kooperation zwischen Fachhochschulen und Päda-
gogischen Hochschulen. Wir vertreten als einzige Hoch-
schulart die Fachdidaktik und zwar nicht nur für die Sekun-
darstufe I, sondern vor allem im Bereich des Anfangsunter-
richts, der hier einschlägig ist. Es geht also nicht um eine
Verschulung der Kindergärten, sondern um eine gezielte
Lernförderung.

Wenn Sie solche curricularen Maßnahmen etwa
schon bei Dreijährigen ansetzen, dann sehe ich eine gute
Möglichkeit, um auf diesem Feld weiterzukommen. Ich
möchte Ihnen nahe legen, uns in diesem Bereich wirksam zu
unterstützen – nicht nur im Sinne einer Umschichtung, son-
dern auch so, dass das eine oder andere Zusätzliche möglich
bzw. gewährt wird. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Das entspräche der
berühmten Hirnforschung? 

Prof. Dr. Wolfgang Schwark: Dies gehört dazu; beispiels-
weise gibt es in Ulm, aber auch anderenorts wegweisende
Forschungsarbeiten. Wir bemühen uns um Kooperation. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Herr Martin, Sie
haben es eigentlich relativ leicht gehabt. Als wir in die
Regionalkonferenzen gingen, hatten die Berufsakademien ja
schon zuvor mit der Wirtschaft weitgehend abgestimmt, in
welchen Bereichen die Wirtschaft zusätzliche Ausbildungs-
plätze für das Studium an den Berufsakademien bereitstellen
würde. Denn jeder Studienplatz an den Berufsakademien
setzt gleichzeitig aufseiten der Wirtschaft einen Ausbil-
dungsplatz voraus. Zum einen wussten Sie also schon, was
die Nachfrageseite später abnehmen wird, und zum anderen
haben Sie noch einen weiteren Vorteil: Sie müssen sich
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eigentlich nur sehr wenig darum kümmern, was aus Ihren
Absolventinnen und Absolventen wird. Denn diese bleiben
zu 90 Prozent dort, wo sie hergekommen sind, also bei den
jeweiligen Unternehmen. 

Deshalb haben wir jetzt auch einen relativ starken
Fokus auf die Berufsakademien gelegt. Denn wir haben
immer gesagt: Die Ausbildungsplätze, die dort von der
Wirtschaft zur Verfügung gestellt werden – dankenswerter-
weise ist dies nun in noch größerer Zahl der Fall –, werden
wir auch in Anspruch nehmen. Denn es wäre ja völlig falsch,
wenn wir diesen von der Wirtschaft angemeldeten Bedarf an
tertiärer Ausbildung nicht befriedigen würden. Insofern neh-
me ich an, Herr Martin, Sie sind jetzt einfach wunschlos
glücklich. Sie hatten das schon vorher abgeklärt, erhalten
auch zusätzliche Mittel und können eigentlich sehr zufrie-
den zur Tat schreiten und die Studiengänge erweitern. 

Prof. Dr. Bernd Martin: Wenn das Wort des Ministers hin-
sichtlich zusätzlicher Mittel und zusätzlicher Stellen gilt,
dann wären wir zufrieden. – Aber ich will, da Sie eingangs ja
vermutet hatten, die Wirtschaft wäre relativ ungeschoren
davongekommen, noch Folgendes sagen: Gerade bei den
Berufsakademien leistet die Wirtschaft Erhebliches. Jeder
Studienplatz ist eine Investition der Unternehmen in ihre
Zukunft, und jeder Studienplatz muss dort finanziert werden
– neben der staatlichen Seite. Wenn also die Berufsakade-
mien ausgebaut werden, leistet auch die Wirtschaft hierbei
einen erheblichen Beitrag. Das kann sie ja auch tun – Herr
Minister, Sie haben es ausgeführt –, weil wir ausschließlich
bedarfs- und arbeitsmarktorientierte Studienplätze anbieten.
Damit sind wir gerade im Hinblick auf die berufsorientierten
Kompetenzen, die die Bachelor-Studiengänge vermitteln
müssen, in Bologna angekommen. Es scheint mir für die
Wirtschaft und für den Arbeitsmarkt auch wichtig zu sein, zu
einem stärkeren Ausbau anwendungsorientierter und berufs-
orientierter Kompetenzen zu kommen. 

In diesem Zusammenhang ist es für uns auch wich-
tig, dass wir seit einigen Wochen alle unsere Studiengänge
akkreditiert haben. Wir sind in Deutschland sicher eine der
wenigen Studienarten, die komplett auf die Bachelor/Master-
Struktur umgestellt haben und zudem alle Studiengänge
akkreditiert haben. Wir sind systembedingt natürlich auch in
der Lage, auf die Veränderungen am Arbeitsmarkt, die An-
forderungen der Wirtschaft sehr schnell zu reagieren. Für
uns ist der Dialog zwischen Hochschule, Gesellschaft und
Wirtschaft, der eingangs von den Vertretern der Universi-
täten so ausdrücklich begrüßt wurde, natürlich schon seit 
35 Jahren Normalität. 

In Folgendem muss ich Herrn von Hoyningen-
Huene Recht geben: Als Vorsitzender der Direktorenkonfe-
renz der Berufsakademien in Baden-Württemberg sehe ich
eigentlich wenig Ansatzpunkte für neue Standorte. Denn die
Berufsakademien sind nicht so groß, als dass man ihre Zahl
jetzt noch weiter multiplizieren müsste. Das Land ist aus
unserer Sicht flächendeckend ganz gut versorgt. Man muss
auch berücksichtigen, dass sich die Zahl der Berufsakade-
mien in den letzten zehn Jahren – Frau Meister-Scheufelen
hat das gezeigt – verdoppelt hat, da die Wirtschaft nun dop-

pelt so viele Studiengänge zur Verfügung stellt als vor zehn
Jahren. Aufgrund der knappen Haushaltsmittel heißt das,
dass wir, wenn wir vonseiten der Wirtschaft weitere Studien-
plätze zur Verfügung gestellt bekämen, auf unserer Seite
auch entsprechende Mittel für den Ausbau bräuchten. Denn
wir können aus den eigenen Reserven nichts mehr darstel-
len. Das scheint mir ein wichtiger Aspekt zu sein. Aber ich
glaube, Herr Oettinger hat immer gesagt, jeden Platz, den
die Wirtschaft zur Verfügung stelle, sei das Land bereit zu
finanzieren. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Aber Sie brauchen,
Herr Martin, ebenso wie Herr von Hoyningen-Huene – Herr
von Graevenitz hatte das eben bereits erwähnt –, wahr-
scheinlich nicht nur Mittel, sondern auch Stellen. 

Prof. Dr. Bernd Martin: Ja, wir brauchen besonders
Stellen in der Lehre, weil wir ja aufgrund des Kultusminister-
konferenzbeschlusses mindestens 40 Prozent unserer Stellen
in der Lehre mit hauptamtlichen Professoren besetzen müs-
sen. Andernfalls laufen wir Gefahr, die Akkreditierung wie-
der zu verlieren. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Das negieren Sie
jetzt auch nicht, Herr von Hoyningen-Huene? 

Prof. Dr. Dietmar von Hoyningen-Huene: Das Primäre –
und daran entscheidet sich wirklich alles – daran ist, dass es
uns gelingt, ein Fiebiger-Programm, wie das vorhin von
Herrn Dr. Herberger dargestellt worden ist, auf den Weg zu
bringen – im Sinne eines Ausbaus, aber auch im Sinne einer
Innovation von Studiengängen. Anders wird das nicht gehen.
Daran entscheidet sich die Qualität dieses Programms in
erster Priorität. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Herr Weiler, ich
möchte Sie – als jemanden, der unser Hochschulsystem ja
teilweise auch von der Warte des schönen Stanford aus
betrachten kann – gegen Ende unserer ersten Diskussions-
runde bitten, noch einmal den Blick von außen auf unser
Hochschulsystem zu richten. 

Prof. Dr. Hans Weiler: Ich betrachte das deutsche Hoch-
schulsystem aber auch von Frankfurt/Oder aus. – Ich möch-
te versuchen, mich mit Herrn Casper zu versöhnen, der vor-
hin ja etwas unwirsch auf meine Bemerkungen reagiert hatte
– dabei wollte ich Ihnen, Herr Casper, ja nur eine Steilvor-
lage liefern, um deutlich zu machen, wie viel Gutes Sie
schon tun. Sie haben das bereits wunderbar getan, und ich
möchte Sie nur ermuntern, dabei zu bleiben. Denn es ist ja
so – um das auch einmal etwas provozierend zu formulieren
–: Sie und Ihre Unternehmen sind natürlich am unmittelbar-
sten die Begünstigten dessen, was hier passiert. Stellen Sie
sich doch einmal vor, dieses Land käme auf die Idee, Stu-
dienplätze in Mengen abzubauen. Dann wären Sie in fünf,
sieben oder zehn Jahren mit Ihren Rekrutierungsproblemen
doch recht allein gelassen und hätten erhebliche Schwierig-
keiten. Von daher begründet sich ja sicher auch die trilatera-
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le Konstruktion dieses Prozesses, die ich hervorragend finde
und die mir als Amerikaner natürlich auch durchaus vertraut
ist. 

Aber ich meine schon, dass hier nicht nur ad hoc
und im Hinblick auf einige ganz bestimmte Punkte, sondern
auch in einem umfassenderen Sinne das Engagement der
Wirtschaft notwendig bleibt. Ich will das noch ein bisschen
weiterführen und einmal über die Frage der Mittel und der
Finanzen hinausblicken: Es gibt eine Aufgabe, der sich in
Deutschland generell Hochschulen und Wirtschaft gemein-
sam stellen müssen. Das ist die Frage, in welchem Maße sich
Ausbildungsinhalte und berufliche Qualifikationen über-
haupt noch entsprechen. Ich habe den Eindruck, dass das in
sehr vielen Bereichen derzeit völlig auseinanderfällt. Die
Jurisprudenz ist meines Erachtens ein dramatisches Beispiel
dafür, dass zwischen den Ausbildungsinhalten und dem, was
die im Beruf Stehenden am Ende benötigen, doch erhebli-
che Unterschiede bestehen. 

Ich glaube auch, dass in Deutschland – vielleicht
kann man Baden-Württemberg hiervon ausnehmen; da bin
ich mir nicht ganz sicher – zwischen den Inhalten der Leh-
rerbildung und dem, was Lehrer heutzutage im Unterricht
tatsächlich beherrschen müssen, was sie können müssen,
doch erhebliche Differenzen bestehen. Ich will nur darauf
hinweisen, dass es hier nicht nur um ein quantitatives, ein
Kapazitätsproblem geht, sondern auch um das inhaltliche
Erfordernis, die Inhalte der Ausbildung und die wirklichen
Bedarfe, die Qualifikationsbedarfe der modernen Gesell-
schaft, miteinander in Einklang zu bringen. 

Ich möchte noch einen weiteren Punkt anfügen, der
mich bei der Lektüre des Masterplans etwas erstaunt hat. Mir
ist aufgefallen, wie wenig da eigentlich von einem Instru-
ment Gebrauch gemacht wird, das sich mir in einer Situation
wie der, die Sie jetzt hier vor sich haben, doch ganz natürlich
zu sein scheint: eine sehr viel stärkere hochschul- und stand-
ortübergreifende Zusammenarbeit bei der Bereitstellung
bestimmter Angebote. Es gibt hierfür in den Unterlagen nur
ein einziges Beispiel, nämlich die Kooperation zwischen
Ulm und Biberach. Mir scheint, dass dies in einer Situation,
in der Ressourcen tatsächlich auf vielfältige Weise miteinan-
der gepoolt werden müssen, ein durchaus nahe liegendes
Rezept wäre. Ich bin auch durchaus bereit, die Zusammen-
arbeit zwischen Hochschularten nicht auszusparen. Eines der
interessantesten Projekte, die ich derzeit beratend begleite,
ist die Zusammenarbeit zwischen der Universität Münster
und der Fachhochschule Münster bei der Ausbildung von
Berufslehrern. Das kann es sicher auch in anderen Bereichen
geben. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Vielen Dank, Herr
Weiler. Das betrifft gerade die Kooperation zwischen Fach-
hochschulen und Pädagogischen Hochschulen. 

Prof. Dr. Wolfgang Schwark: Wir haben, um Ihnen das
ganz einfach zu sagen – ich sage es exemplarisch für Süd-
baden –, eine Kooperation zwischen der Fachhochschule
Offenburg und der Pädagogischen Hochschule Freiburg im
Bereich der Berufsschullehrerausbildung. Wir planen eine

Zusammenarbeit im Bereich der Elementarbildung zusam-
men mit der Evangelischen Fachhochschule. Das ist darüber
hinaus also sogar eine private Einrichtung. Das wird eine hoch
spannende Sache, und es gibt Bemühungen, auch mit der Uni-
versität Freiburg in ein Kooperationsgespräch einzutreten. 

Prof. Dr. Dietmar von Hoyningen-Huene: Herr Weiler,
in der Zwischenzeit gibt es an vier, demnächst sogar an fünf
Standorten Kooperationen zwischen Pädagogischen Hoch-
schulen und Fachhochschulen. Das ist ein ganz wichtiges
Thema, und hier haben wir einen ersten Ansatz. Im Übrigen
gibt es im Land durchaus auch hochschulartenübergreifende
Kooperationen. Das gilt in hervorragender Weise für den
Mannheimer Raum, nämlich die Kooperation mit der Uni-
versität Mannheim, aber, wie gesagt, auch mit der Pädago-
gischen Hochschule. Die Ansätze sind da, aber – da stimme
ich mit Ihnen überein – das könnte man noch wesentlich
verstärken. 

Prof. Dr. Wolfgang Schwark: Was Sie zur Lehrerbildung
sagen, habe ich schon häufig gehört. Ich möchte, um das
Plenum hier nicht zu sprengen, darauf jetzt nicht eingehen.
Sie können sich vorstellen, dass ich da für die Pädagogischen
Hochschulen eine andere Auffassung vertrete. 

Prof. Dr. Gerhart von Graevenitz: Ich würde noch gern
aus Sicht der Universitäten zum Beitrag der Wirtschaft etwas
sagen und daran erinnern, was Herr Todenhöfer beim letz-
ten Kongress im Frühjahr gesagt hat: Das Stiftungsrecht
muss geändert werden. Dabei beobachte ich, dass da zwi-
schen Politik, Wirtschaft und Universität durchaus Einigkeit
besteht. Es scheint aber eine mittlere Ebene, eine Ebene der
Finanzverwaltung zu geben, die sich da beharrlich wehrt.
Wenn das nicht geändert wird, wird es nicht zu großen
Beiträgen für die Universitäten kommen. Mein herzlicher
Appell lautet also, da wieder Anstrengungen zu unterneh-
men, damit das geändert wird. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Ich darf nun die
abschließende Frage an Sie, Herr Dr. Baumann, stellen: Was
würden Sie sich vom Stiftungsrecht wünschen, damit mög-
lichst viele Stiftungen an den Hochschulen errichtet werden? 

Dr. Günter Baumann: Ich war neulich erst beim Stiftertag
in Berlin, weil meine Frau und ich selber eine Stiftung unter-
halten und diese dort verwalten lassen. Dort geht es natür-
lich vor allem darum, dass man Stiftungskapital verstärkt
abzugsfähig in eine Stiftung hineinbringen kann. Bei der
Wissenschaft sind das heute zehn Prozent und in allen übri-
gen Bereichen fünf Prozent des Einkommens. Ich meine,
wenn man da eine größere Freiheit geben würde, wären die
Möglichkeiten natürlich viel größer, was sich sehr positiv auf
die Bereitschaft von Stiftern auswirken würde. Das ist eine
der Forderungen, die der Stifterverband stellt. Er verwaltet
heute etwa 400 Stiftungen in allen Größenordnungen, von
den ganz großen bis hin zu den kleineren. Alle haben irgend-
wie auch wissenschaftliche Zielsetzungen. Mit einer solchen
Änderung wäre sehr viel geholfen. 
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Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Was uns natürlich
auch fehlt, sind die riesigen Stiftungen, wie sie etwa von Bill
Gates unterhalten werden. Wir haben zwar große Stiftungen,
wie zum Beispiel die Bosch-Stiftung und andere, mit sehr
vielfältigen Aufgaben, aber schön wäre es natürlich, wenn
ein Absolvent einer unserer Hochschulen – nehmen wir ein-
mal an, Bill Gates hätte in Karlsruhe studiert – für die
Hochschule 2012 ein Endowment von 50 Milliarden Dollar
hinterlassen würde. Dann würde sich die Diskussion hier
viel entspannter gestalten. Warten wir also auf den nächsten
Bill Gates. – Allerdings wäre Bill Gates wohl in Deutschland
nie so erfolgreich gewesen, weil man in Deutschland keine
Firma in einer Garage gründen darf, die nicht mindestens
über eine Herren- und eine Damentoilette verfügt. 

Die Ausrede, dass er vielleicht ja nur männliche Mit-

arbeiter hat, würde nach deutschem Recht nicht ausreichen,
die Pflicht zur Installation einer zweiten Toilette abzuwen-
den. Insofern brauchen wir vielleicht auch über den Bereich
des Stiftungsrechts hinaus mehr Flexibilität, wenn wir auch
in Deutschland mehr Menschen wie Bill Gates haben wol-
len. Denn wir haben ja durchaus sehr innovative Unterneh-
men, die teilweise auch über Stiftungen verfügen. Allerdings
sind die Stiftungskultur und das Stiftungsrecht eben nicht so
entwickelt, dass wir hier an amerikanische Verhältnisse her-
anreichen könnten. 

Ich danke allen auf dem Podium sehr herzlich, und
ich danke Ihnen im Auditorium für die nun schon lange
bewiesene Geduld beim Zuhören. Sie werden ja noch eine
abschließende Diskussionsrunde mit dem Ministerpräsiden-
ten erleben. 

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Sehr geehrte
Damen und Herren! 

Ihnen allen, die Sie die tertiäre Bildungslandschaft in
Baden-Württemberg, die Wirtschafts- und Arbeitswelt, Poli-
tik und Gesellschaft vertreten, danke ich sehr für Ihre Bei-
träge heute, und mehr noch für die Arbeit, auf die wir heute
blicken können. Ich danke Ihnen für den Entwurf des
Masterplans und für das, was in den letzten Monaten an
Ideen, Forderungen, Wünschen und berechtigten Erwartun-
gen zusammengetragen worden ist. 

Worum geht es dabei? Es geht uns darum, dass wir
eine Punktlandung hinbekommen, dass wir die steigende
Studierendenzahl als Aufgabe, aber nicht als Last betrachten,
und die hierin liegende Chance erkennen, auf die wir uns
frühzeitig vorbereiten – früher als jedes andere Land derzeit.
Wir haben vor der Leistung unserer Lehrenden, unserer
Professoren, unserer Dozenten an den Universitäten und
Fachhochschulen, an den Pädagogischen Hochschulen, den
Kunst- und Musikhochschulen, den Berufsakademien und
den privaten Hochschulen in Baden-Württemberg großen
Respekt. Ich sage dies stellvertretend dem hiesigen Rektor,
Herrn Professor Heinrichs, verbunden mit dem Dank, dass
wir in der Musikhochschule Stuttgart tagen dürfen. Wir

haben vor dem, was Sie schon derzeit angesichts einer
bereits seit einigen Jahren steigenden Studierendenzahl lei-
sten, großen Respekt. 

Jetzt geht es noch einmal aufwärts mit Baden-Würt-
temberg: Die Zahl der Studierenden nimmt nochmals vier,
fünf, sechs Jahre lang zu. Ursächlich sind die geburtenstarken
Jahrgänge, Schülerinnen und Schüler, die heute noch im
Gymnasium sind. Die heute 14-Jährigen sind der stärkste
Jahrgang, den Baden-Württemberg seit Jahrzehnten hatte.
Ursächlich ist auch die Zuwanderung, vor allem eine inner-
deutsche Wanderungsbewegung in unseren Arbeitsmarkt
und unsere Bildungsstandorte. Ursächlich ist schließlich der
doppelte Abiturjahrgang. Und wenn etwas absehbar ist – ein
Zuwachs an Studierenden und zugleich ein Generations-
wechsel in der Wirtschaft, mit dem ein Bedarf an qualifizier-
ten Akademikern einhergeht - dann soll man dies vorberei-
ten. 

Wir haben zu Jahresbeginn den Auftakt mit einer
Hochschulkonferenz unter dem Motto „Hochschule 2012“
gemacht und haben dann die zwölf Industrie- und Handels-
kammern im Land gebeten, regionale Anhörungen und
Konferenzen durchzuführen. Sie werden fragen: Warum die
Kammern? Zum einen, weil die Kammern in vielen
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Aufgabenfeldern der Bildung und Weiterbildung unsere
Partner sind, und zum zweiten, weil wir möglichst hohe
Zielgenauigkeit erreichen wollen. Mit dem Blick auf den
Arbeitsmarkt von übermorgen bauen wir unsere Hochschu-
len aus – Arbeitsmarkt 2015 und Hochschule 2012. 

Ich bin dankbar, dass die Kammern landesweit in
allen Regionen Veranstaltungen organisierten, unter Betei-
ligung von Ministerium, Hochschulen, Unternehmen, Arbeit-
gebern, Gewerkschaften und Sitzkommunen. Ergebnis sind
zwölf regionale Forderungskataloge. Diese führen wir nun
heute und in den nächsten Wochen zusammen. Ich sage für
die Landesregierung ausdrücklich Gesprächsbereitschaft
auch im Einzelfall zu. 

Mit der Gemeinsamen Erklärung, die heute von Lan-
desregierung, Industrie- und Handelskammern, Verbänden
und Unternehmen der Wirtschaft des Landes sowie den
Hochschulen unterzeichnet werden soll, dokumentieren wir
unseren Willen. Wir wollen, dass Baden-Württemberg sei-
nen Ehrgeiz in die Tat umsetzt und eines der Länder mit der
besten akademischen Ausbildung bleibt, und zwar sowohl in
Qualität als auch in der ausreichenden Quantität. 

Die Exzellenzinitiative wird in wenigen Tagen zei-
gen, dass wir im Ländervergleich einen hervorragenden Platz
einnehmen, und ich glaube, dass sich jede Hochschule in
Baden-Württemberg in ihren jeweiligen Fachbereichen mit
den besten in Deutschland messen kann. 

Die Gemeinsame Erklärung soll zeigen: Wir bleiben
vorn. Wir halten die Qualität und bauen das Angebot an
unseren Hochschulen so aus, wie es die junge Generation
verdient: orientiert am steigenden Bedarf an Akademikern
und an der steigenden Zahl von Studienanfängern, damit
keine Generation, schon gar nicht die, die jetzt geburten-
stark auf dem Weg zum Abitur ist, einen Nachteil hat. 

Ich habe mir den Entwurf des Masterplans in den
letzten Tagen gründlich angeschaut. Der Masterplan ist eine
kompetente Arbeit, die maßvoll darlegt, was jede Hochschu-
le kann und will, was der regionale Arbeitsmarkt voraussicht-
lich benötigen wird und was das Land leisten kann. 

Noch sind wir im Detail nicht festgelegt. Zum Bei-
spiel will ich mit den Ministern und im Landtag die Frage
besprechen, wie wir einen Zuwachs bei den privaten Hoch-
schulen im Land erreichen können. Es erscheint mir ein
sinnvolles Instrument der Ordnungspolitik zu sein, die pri-
vate Säule, die bundesweit ein noch recht zartes Pflänzchen
ist, etwas zu stärken. Da gibt es in anderen Ländern große
Unterschiede verglichen mit Deutschland und Baden-Würt-
temberg. 

Ich will nochmals zu der Frage kommen, wie man
erreicht, dass Hochschulpolitik gleichzeitig auch Struktur-
politik und Regionalpolitik sein kann. Diese Frage stellt sich
zum Beispiel, wenn in manchen Regionen die Zahl der
Einwohner stärker steigt als in anderen, aber die Zahl der
Studienplätze weit unterhalb dieser Marke liegt. Beispiel
Region Heilbronn-Franken. Man muss prüfen, ob man in
dieser Richtung etwas mehr tun kann als der Masterplan bis-
lang vorsieht. 

Deswegen wird die Landesregierung auch bilateral
zum Dialog bereit sein. Wir nehmen uns die Zeit bis Anfang

nächsten Jahres. Wir gehen zunächst mit unserem Entwurf
auch auf den Landtag von Baden-Württemberg zu. Herr
Kollege Frankenberg wird hierzu im November eine
Regierungserklärung halten. Auf diesem Weg wird Ihre
Arbeit als Diskussionsgrundlage in den Landtag eingeführt,
damit  auch im Parlament, parallel zur Regierung, die
Meinungsbildung vollzogen und die Schritte umgesetzt wer-
den können. 

Die Hausaufgaben des Haushalts machen wir paral-
lel. Trotz aller notwendigen Maßnahmen zur Haushalts-
sanierung, die mir für die nächsten Jahre das Wichtigste ist –
ich will, dass Baden-Württemberg aus der Schuldenfalle her-
auskommt und der Haushalt noch in dieser Legislaturperi-
ode ohne neue Schulden auskommt –, haben wir im Haus-
haltsplanentwurf – Kollege Stratthaus, Kollege Frankenberg
und ich; CDU und FDP/DVP – für die Finanzierung dieses
Ausbauplans, dieses Masterplans im Jahr 2007 20 Millionen
Euro zusätzliche Mittel und im Jahr 2008 40 Millionen Euro
eingestellt. Im Jahr des Spitzenbedarfs stellen wir uns 150
Millionen Euro zusätzliche Mittel vor, die 2012 haushaltspo-
litisch notwendig sind. 

Ich danke allen, die hier ihren Sachverstand eingebracht
haben, und bitte Sie, das auch weiterhin zu tun. Nochmals:
Wir sind nicht am Ziel, aber wir sind mitten auf dem Weg
dorthin. Wir wollen, dass die steigende Studierendenzahl als
eine einmalige, vielleicht letztmalige Stärkung unseres
Landes aufgenommen wird. Deswegen sind wir an einer ab-
gestimmten Lösung mit unseren Partnern in Wissenschaft
und Wirtschaft interessiert. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Vielen Dank, Herr
Ministerpräsident. Wir haben jetzt noch eine zeitlich relativ
kurze Talkrunde und ich möchte zunächst einmal jedem ein-
zelnen Diskussionsteilnehmer die Gelegenheit geben,
Stellung zu beziehen. 

Ich denke also, wir nutzen jetzt die Gelegenheit, vonsei-
ten der Diskussionsteilnehmer unserem Ministerpräsidenten
Fragen zu stellen und vielleicht Anregungen zu geben, die
sich aus dem bisherigen Dialog ergeben haben. Falls jemand
zufälligerweise überdies auch noch etwas Lob für die Landes-
regierung bereit hätte, nähmen wir dies heute auch gerne an. 

Herr Casper, ich beginne mit Ihnen als Vertreter der
Wirtschaft und möchte dann Herrn von Graevenitz zu seiner
Stellungnahme auffordern, damit wir ein Wechselgespräch in
Gang bekommen und dabei auch das direkte Gespräch mit
dem Ministerpräsidenten suchen. Dabei sollten wir nicht
unbedingt all das wiederholen, was wir in der ersten Runde
schon miteinander diskutiert haben. Ich nehme auch an,
dass das, was wir vorhin besprochen haben – wir haben bei-
spielsweise ja sehr viel über Weiterbildung oder über Hirn-
forschung gesprochen – den meisten noch im Gedächtnis
haften geblieben ist. 

Dipl-Ing. Till Casper: Herr Ministerpräsident, zunächst
muss ich doch noch eines kurz wiederholen: Die Unterneh-
merschaft in Baden-Württemberg ist, soweit ich die
Resonanz höre, begeistert darüber, dass man endlich einmal
mit der Politik in einen Dialog, in einen Meinungsaustausch
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eintritt, in dem man – wenn auch manchmal vielleicht kon-
trovers – miteinander diskutieren kann. Das einmal vorweg. 

Was für uns, für das Exportland Baden-Württemberg,
wichtig ist, ist schlicht und einfach die Frage, wie wir im
zukünftigen internationalen Wettbewerb bestehen können.
Ihnen ist der Mangel in naturwissenschaftlichen und techni-
schen Fächern bekannt. Aber darüber hinaus ist für unsere
Betriebe wichtig, dass wir Menschen bekommen – auch in
den universitären Ausbildungen –, die soziale Kompetenz
haben, die die Eignung zur Mitarbeiterführung haben und
vor allem – ich glaube, das steht ganz vorne an und ist wich-
tiger als alle juristischen und sonstigen Fragen – auch kultu-
relle Kompetenzen haben. Das zeigt sich immer mehr, gera-
de im Ausland, und da ist natürlich die Frage, ob man auf
diese Dinge genügend Wert legt, damit wir in Baden-Würt-
temberg die Nase vorn behalten, wo wir sie heute haben.

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Im Entwurf ist
ausdrücklich dargelegt, dass Ingenieurwissenschaften und
Naturwissenschaften die Schwerpunkte des Ausbauplans
sein sollen. Das gilt für Fachhochschulen, Berufsakademien
und Universitäten, und zwar entlang dessen, was die Wirt-
schaft an Bedarf im Zuge ihres Generationswechsels gemel-
det hat. Ich glaube, genauso wichtig ist es, dass wir in der
Weiterentwicklung der Schule dem Thema Grundinteresse
an Ingenieurwissenschaften, Naturwissenschaft und Technik
noch mehr Raum geben. Hierzu sehe ich auch eine Chance
durch die Ganztagsschule. 

Die Einbindung von Jugendbegleitern, die wir nach-
haltig umsetzen werden und die einige Schulen schon mit
einigem Erfolg praktizieren, schafft eine offene Tür für die
Wirtschaft, namentlich für die produzierende Wirtschaft, um
bereits jungen Menschen die Arbeitswelt, die technischen
Abläufe, Materialbearbeitung, Grundlagen der Physik, aber
auch Marktfragen – Gewinn- und Verlustrechnungen und an-
deres mehr – bekannt zu machen. Wir dürfen die Begeis-
terung der jungen Menschen für diese Wissensgebiete nicht
erst wecken, wenn sie 17 sind, sondern müssen dies schon im
Alter von zehn bis zwölf Jahren tun. Denn bereits in diesem
frühen Alter werden die Grundlagen für die spätere Berufs-
wahl junger Menschen gelegt. 

Dipl-Ing. Till Casper: Darf ich noch eines hinzufügen: Wir
waren uns vorhin hier auf dem Podium einig, dass im
Grunde genommen diese Begeisterung für Technik, die
Faszination durch die Technik, bereits im Kindergarten ein-
geübt werden kann und dass wir daher bereits im
Vorschulalter die Grundlagen legen müssen. Ich frage Sie
deshalb: Können Sie sich vorstellen, dass man auch von die-
ser Seite aus den Spaß und die Freude an der Technik etwas
mehr stärkt? 

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Ja. Generell
gilt: Der Kindergarten hat vor 30 Jahren noch als ein Aufent-
haltsort gegolten, also als ein Ort, wo Betreuung im Mittel-
punkt stand. Heute wissen wir, dass die frühkindliche, die
spielerische Bildung dort ihren Platz haben muss, um das
hierfür richtige Lebensalter zu nutzen. Deswegen werden

wir unsere Kindergärten aufwerten. Die Verzahnung zwi-
schen Kindergarten und Grundschule ist in vollem Gange.
Ich kann der Wirtschaft anbieten: Wenn Sie Projektvorschlä-
ge dazu haben, wie Technik im Kindergarten angeboten wer-
den kann, sind wir bereit, dies auch entsprechend mit
Modellprojekten zu fördern und die Türen zum
Kindergarten für Sie zu öffnen. 

Dipl-Ing. Till Casper: Wir bieten Ihnen die Hand dafür. 

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Angenommen. 

Dipl-Ing. Till Casper: Gut. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Herr von Graeve-
nitz, Sie sind in Konstanz gerade im Bereich der Physik be-
sonders stark, aber Sie dürfen mit Ihrer Sicht jetzt natürlich
nicht nur Konstanz und nicht nur die Physik vertreten, son-
dern die Universitäten insgesamt. 

Prof. Dr. Gerhart von Graevenitz: Konstanz ist so prima,
dass man gar nicht immer darüber reden muss. 

Es gibt im Übrigen, Herr Minister, Wahrheiten, die
auch durch Wiederholung nicht falsch werden. Wir kommen
also nicht ganz darum herum, ein paar Dinge noch einmal
aufzugreifen, die wir vorhin bereits angesprochen hatten. 

Noch etwas: Das Lob für die Landesregierung würde
ich noch herzlicher spenden, wenn es nicht eben von Ihnen
bestellt worden wäre. Ich kann aber Herrn Weiler zitieren –
und das ist jetzt ernst gemeint –: Baden-Württemberg ist
vorne dran, diese Fragen, die ganz Deutschland und ganz
Europa beschäftigen müssen, in Angriff zu nehmen. Das fin-
den wir – ich greife jetzt auch zu diesem Wort – begeisternd.
Dass von „Ausbau“ und nicht von „Abbau“ die Rede ist, fin-
den wir auch nicht ganz falsch. Das ist natürlich für die
Hochschulen – da stimmen Sie mir sicher zu – ein tolles
Signal. 

Die Landesuniversitäten haben ja im Gespräch mit
Ihnen im April, Herr Ministerpräsident, ihren Eigenanteil
teilweise sehr konkret benannt. Das stelle ich an den Anfang.
Sie wissen aber auch, dass es mit dem Eigenanteil allein
nicht geht. Herr Weiler sagte sogar, man darf die Effizienz-
reserven der Universitäten und der Hochschulen nicht über-
schätzen, weil wir bereits heute Überlast fahren. 

Wir verstehen, dass es jetzt in der ersten Tranche vor
allem um Mittel geht. Das hat auch ganz praktische Grün-
de – man muss ja die Leute erst einmal rekrutieren. Aber für
uns wäre doch die Aussage wichtig, dass der eigentliche
Ausbau nicht ohne Stellen erreicht werden kann. Dabei
kann es sich um „atmende“ Stellen handeln, das heißt, diese
Stellen müssen nicht für die nächsten 100 Jahre festgeschrie-
ben werden; das geht ja auch überhaupt nicht mehr – ich
nenne in diesem Zusammenhang das Fiebiger-Programm. Es
geht nicht nur um Mittel und um Lehraufträge – das soll
man alles machen –, sondern ganz wesentlich geht es bis
2012 um Stellen, damit diejenigen, die jetzt nicht dabei sind,
aufhören können, zu rechnen, und nicht nervös werden, son-
dern ruhig und sachlich an den Aufbau gehen mit der
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Graevenitz anschließen: Es ist in der Tat sehr, sehr wichtig,
dass das Land diese bestehende Problematik aufgrund des
bevorstehenden Zuwachses von Studierenden als Chance
sieht, um eine Fachkräftelücke – das war heute von der
Präsidentin des Statistischen Landesamts, Frau Meister-
Scheufelen, glänzend dargestellt worden, die zeigte, wo die
Fachkräftelücke entstehen kann – zu schließen. Es ist in der
Tat wichtig, dass das Land dieses aufnimmt und wirklich
auch Geld in die Hand nimmt. Wir haben als Fachhoch-
schulen, als anwendungsnahe Hochschulen, eine kontinuier-
liche Diskussion mit den Unternehmen in der Region, mit
dem Landesverband der Baden-Württembergischen Indus-
trie und mit den IHKs. Das heißt, es hat uns nicht über-
rascht, dass diese Ausbausituation primär in den Ingenieur-
wissenschaften, den Naturwissenschaften sowie der BWL
und den Gesundheitsberufen stattfinden soll. Wir haben als
Fachhochschulen deswegen sehr schnell – das habe ich vor-
hin schon gesagt – reagieren und ganz konkrete Vorschläge
machen können. 

Wir haben zudem, lieber Herr Casper – und auch
darüber haben wir ganz konkret auch auf vielen Reisen dis-
kutiert, die wir miteinander unternommen haben –, den
Bologna-Prozess, die Einrichtung von Bachelor- und Master-
Studiengängen, nicht dazu benutzt, nur die Etiketten zu
ändern, sondern wir haben ganz klar inhaltlich Struktur-
reformen realisiert. Bayern und Baden-Württemberg haben
sehr konkrete andere Konzepte vorgelegt als andere Bun-
desländer, etwa mit siebensemestrigen Bachelor-Studien-
gängen, um gerade das Thema Schlüsselqualifikationen –
praktisches Studiensemester – konkret aufnehmen zu kön-
nen. Das ist ein ganz wichtiges Thema. 

Wenn man die Ausbausituation angeht, muss man
gleichwohl die Situation der Fachhochschulen berücksichti-
gen, Herr Ministerpräsident. Sie kennen sie. Wir haben in
den letzten zehn Jahren etwa 30 Prozent mehr Studierende
aufgenommen. Sicher hat das Land im Fachhochschulbereich
– ich nenne gerade die Fachhochschule, an der ich tätig bin,
aber das gilt auch für andere – viele Ausbaumaßnahmen vor-
genommen. Gleichwohl sind die Investitionsmittel, die für
eine sehr anwendungsnahe Hochschule bedeutsam sind, um
etwa den gleichen Anteil von 30 Prozent zurückgegangen.
Das muss man sehen. Ich gehe zwar davon aus, dass wir,
wenn wir einen Ausbau realisieren, angesichts der geringen
Effizienzreserven der Fachhochschulen, die ja nur N.C.-
Studiengänge haben und die überall freiwillige Überlasten
von etwa 20 Prozent fahren, natürlich einen gewissen Sup-
port der Wirtschaft haben werden. Herr Casper, wir haben
darüber oft geredet. Auch mit dem LVI, Herr Dr. Koch,
haben wir lange Gespräche geführt. 

Wir haben ganz klar zu gewärtigen, dass wir gegen-
wärtig schon 30 Stiftungsprofessuren im Fachhochschulbe-
reich haben. Wir haben eine Fülle kostenloser Lehraufträge.
Wir haben sogenannte studienbegleitende Trainee-Program-
me, in denen wir Studierende, die einen Vertrag mit einem
Unternehmen abgeschlossen haben, studieren lassen. Ent-
scheidend ist – das ist mein wichtigster Punkt –: Man muss
in der Tat Stellen ausbringen. Natürlich geht das nur im
Sinne einer Fiebiger-Professur, wie das Herr Herberger vor-

hin erläutert hat. Es wären dies Stellen mit kw-Vermerk, die
über 15 Jahre hinweg reichen müssen. Sonst wird ein Ausbau
und erst recht eine Neueinrichtung von Studiengängen nicht
funktionieren. 

Herr Ministerpräsident, ich habe mich vorhin sehr
deutlich über das Außenstellen-Thema, das Sie im Moment
angedacht hatten, geäußert. Ich will nicht verhehlen – ich
leite die Landesrektorenkonferenz der Fachhochschulen seit
fast 20 Jahren –: Ich war nie ein großer Freund dieser Über-
legungen. Das will ich hier sehr offen bekennen. Gerade
heute muss man deutlich sehen: Sie brauchen an einer
Fachhochschule eine gewisse fachliche Breite, um die
Qualifikation, die Studierende und Absolventen heute auf
einem zunehmend globalen Arbeitsmarkt vorweisen müs-
sen, wirklich erreichen zu können. Das ist das Problem. 

Insofern ist Miniaturisierung – ich sagte das vorhin –
technisch ein hoch innovativer Ansatz; im Fachhochschul-
bereich ist dies aber sicherlich problematisch. Das mag vor
30 Jahren interessant gewesen sein, Infrastrukturpolitik zu
betreiben, aber wir müssen einfach auch ein paar hochschul-
freie Städte in Baden-Württemberg aushalten. Das muss man
einfach sehen. Das tut nicht weh. Ich will das noch einmal
sehr deutlich sagen. 

Man muss zudem auch erkennen, dass diese Unter-
stützungsmaßnahmen – natürlich steht irgendwo immer ein-
mal eine Kaserne oder eine Fabrik bedauerlicherweise leer;
das ist völlig klar – unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit der
Finanzierung immer sehr sorgfältig erörtert werden müssen.
Ich bitte, das also sehr intensiv zu überlegen. 

Aber ich sage noch einmal: Die Fachhochschulen
sind in der Lage, bedarfsgerecht in den Bereichen, die die
Wirtschaft fordert, auszubilden. Wir brauchen aber natürlich
einen nachhaltigen Support seitens der Wirtschaft und sei-
tens des Landes. 

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Kein Wider-
spruch. Ich schließe neue Standorte zum jetzigen Zeitpunkt
nicht kategorisch aus, aber die Zahl von 15 ist für mich nicht
vorstellbar. Es geht entscheidend um die dauerhafte Lebens-
fähigkeit und um den Nachweis, dass Mehrkosten für das
Land mit einer Neugründung nicht verbunden sind. Denn
wir sollten das, was wir jetzt an Mehrausgaben tätigen, opti-
mal für die Schaffung möglichst vieler neuer Studienplätze
einsetzen. 

Ohne Stellen kommen wir nicht hin. Ich lege mich jetzt
der Zahl und dem Anteil nach nicht fest, weiß aber, dass es
kein Stellentabu geben wird. Die sich über die Jahre hin auf-
bauenden 150 Millionen Euro sind der Eckwert im Haus-
haltsplan, von dem aus man dann Sachmittel, freie Verträge,
Lehrbeauftragte sowie auch Stellen für dem Land durch
Verbeamtung fest verpflichtete Dozenten und Professoren
finanzieren wird. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Ich möchte nun
noch einmal die Vertreter der Wirtschaft in den Bereichen
Produktion und Dienstleistungen zu Wort kommen lassen.
Herr Koch, bitte. 
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auch an die privaten Hochschulen gestellt werden. Das ist
ein ganz entscheidender Punkt. 

Was wir uns natürlich auch wünschen – darauf haben
mich meine Kollegen von den übrigen privaten Hochschu-
len noch einmal hingewiesen –, ist, dass wir über die Art und
Weise der Förderung nochmals dezidiert sprechen und über-
legen, wie das ausgestaltet wird. Einige haben sehr gut nach-
gerechnet und festgestellt, dass wir laut diesem neuen Mas-
terplan ein Sechzehntel der neuen Studienplätze schaffen
sollen. Auf uns entfällt jedoch nur ein Einhundertfünfzigstel
der jetzigen Fördersumme. Da wird ein gewisses Missver-
hältnis gesehen und das sollte man in den weiteren Gesprä-
chen einfach auch noch etwas vertieft diskutieren. 

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Die private
Hochschullandschaft in Baden-Württemberg ist kreativ. Da
gibt es große Erfolge. Es gab allerdings auch Rückschläge. Es
gibt private Hochschulen wie Ihre, Herr Hekking; es gibt die
privaten Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft mit einer
stabilen Entwicklung. Es gibt kreative Entwicklungen in
Fächern, die Wachstumsfächer sind – Stichwort Medien. 

Aber grundlegend ist einmal festzuhalten: Ich will,
dass die private Hochschullandschaft ein fester Bestandteil
unseres tertiären Bildungswesens ist, und ich kann mir vor-
stellen, dass wir neben der ganz kräftigen Säule der öffent-
lich-rechtlichen Hochschulen, zu der wir uns bekennen und
die wir halten, auch die etwas zartere Säule der privaten
Hochschulen etwas stärken. Deswegen ist mein Gedanke,
dass von den 16.000 zusätzlichen Studienanfängerplätzen im
Vergleich zur heutigen Relation mehr Studienanfängerplätze
an privaten Hochschulen entstehen. Das bedeutet keine 
Veränderung der Aufgaben der öffentlich-rechtlichen Hoch-
schulen, aber eine Stärkung der privaten Hochschulen. Das
strebe ich an. 

Nahezu jeder Student an einer privaten Hochschule
wäre, gäbe es diese nicht, an einer öffentlich-rechtlichen
Hochschule und wäre damit teurer für das Land. Ich bin dank-
bar, dass die privaten Hochschulen in den Wettbewerb um
die besten Konzepte treten, was dem Land ebenfalls guttut. 

Manche Privathochschulen sind bei der Förderung
berücksichtigt; andere waren dagegen nie dabei. Ich halte
eine Novelle des Privathochschulrechts im Zuge des Hoch-
schulausbaus für angezeigt. Darüber werden wir sprechen,
damit es auch hier zwischen allen Trägern im Land gerecht
zugeht. 

Minister Prof. Dr. Peter Frankenberg: Herr Ministerprä-
sident, meine Herren, herzlichen Dank für die abschließen-
de Podiumsdiskussion. 

Bevor der Ministerpräsident zu seiner Schlussrede
das Wort ergreift, haben wir vor, eine Gemeinsame Erklä-
rung zu unterzeichnen, die noch einmal deutlich macht, dass
die Herausforderungen, vor denen wir stehen, nämlich die
Schaffung von etwa 16.000 Studienanfängerplätzen, eine Ge-
meinschaftsanstrengung vieler Bereiche ist. Es ist eine Ge-
meinsame Erklärung der Landesregierung, der Industrie- und
Handelskammern, der Unternehmen und Verbände unseres
Landes, der Hochschulen und Berufsakademien und des
Verbands der privaten Hochschulen. Dabei wird das Pro-
blem umrissen – besser ist es, hier von Chance zu sprechen
–, dass hier eine Generation heranwächst, die zusätzlicher
Studienanfängerplätze bedarf. Es wird umrissen, dass die Un-
terzeichnenden eine gemeinsame Anstrengung unterneh-
men, um diese Herausforderung anzunehmen und die dar-
aus resultierenden Probleme zu lösen. Wir wollen auch die
Regionalen Dialoge, die sich so erfolgreich etabliert haben,
ausbauen und sollten dafür sorgen, dass dieser regionale
Dialog zwischen Hochschule und Wirtschaft fortgeführt wird
und sich wirklich etabliert. Denn es war ein sehr erfolgreiches
Unterfangen, das eine neue Dialogkultur zwischen Wirt-
schaft und Hochschulen etabliert. 

Das ist der wesentliche Inhalt dieser Erklärung. 
Wir könnten nun zur gemeinsamen Unterzeichnung

schreiten. – Ich darf den Herrn Ministerpräsidenten bitten,
mit seiner Unterschrift zu beginnen.

Ministerpräsident Günther H. Oettinger: Ich habe den
Präsidenten der IHK-Region Stuttgart, Dr. Baumann, und
den Präsidenten des Baden-Württembergischen Industrie-
und Handelskammertags, Till Casper, sowie die Vorsitzen-
den der Rektorenkonferenzen, Herrn von Graevenitz, Herrn
von Hoyningen-Huene sowie Herrn Dr. Martin, gebeten,
gemeinsam mit dem Landesverband der Industrie in Baden-
Württemberg, vertreten durch Herrn Dr. Koch, der Arbeits-
gemeinschaft der öffentlichen und freien Wohlfahrtpflege in
Baden-Württemberg, vertreten durch Herrn Klinger, und
den Verband der privaten Hochschulen in Baden-Württem-
berg in Person von Herrn Professor Hekking gebeten, diese
Erklärung zu unterschreiben, die vom Land durch den Minis-
ter und mich gegenzuzeichnen ist. Sie dokumentiert unseren
gemeinsamen Willen, diese große Kraftanstrengung nun
anzugehen. Wir haben die Herausforderung erkannt und
wissen, dass wir dabei in einem Boot sitzen. Wenn Wissen-
schaft, Gesellschaft, Wirtschaft und Landespolitik sich diese
Aufgabe zutrauen, dann hat die junge Generation eine gute
Chance. 
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Resümee
Ministerpräsident Günther H. Oettinger MdL

Meine Damen und Herren! 

Ich will am Ende dieses Tages allen danken, die
mitwirkten: aus dem Landtag, den Hochschulen, den Minis-
terien und aus der Wirtschaft Baden-Württembergs. 

Ich will Ihnen zusagen, dass in Baden-Württemberg
Bildung der Schwerpunkt neben der Haushaltssanierung
bleibt. Die Haushaltssanierung ist unser ehrgeiziges Ziel.
Aber wir verkennen nicht, welche Bedeutung den Hoch-
schulen in den nächsten Jahren für unsere Gesellschaft, für
die Arbeitswelt, für die Wirtschaft und für unsere Kinder
zukommen wird. 

Ausbauprogramm „Hochschule 2012“, Masterplan,
Solidarpakt, der Planungs- und Finanzsicherheit für acht
Jahre geben soll – all dies sind die Grundlagen, mit denen
wir für die Hochschulen im Land Klarheit schaffen, wo die
Aufgaben liegen und wie sie leistbar und finanzierbar sein
werden. 

Gut ausgebildete Fachkräfte sind und bleiben die
wichtigste Ressource unseres Landes Baden-Württemberg.
Der Mittelstand und die Industrie sind darauf angewiesen,
dass wir mit den besten Köpfen in den globalen Wettbewerb
gehen. Deswegen wird der Schule und der Hochschule in
Zukunft noch mehr Bedeutung zukommen, als dies in den
letzten Jahrzehnten der Fall gewesen war. 

Wir haben glänzende Hochschulen; die entsprechen-
den Ländervergleiche weisen dies aus. Unsere Hochschulen
haben Anziehungskraft für Landeskinder und weit darüber

hinaus. Wir sehen die steigende Nachfrage nach Studien-
plätzen nicht als Überlast, sondern als Chance, die finanziell
und technisch bewältigt werden muss. 

Wir schaffen im Doppelhaushalt den Einstieg dafür. 
Wir sagen Ihnen eine faire Grundlage in einem Solidarpakt
zu. Wir anerkennen, dass Sie einen Eigenbeitrag leisten, der
erheblich ist. 

Mit alldem bereiten wir uns auch auf den Hoch-
schulpakt 2020 mit der Bundesregierung vor. Wir werden
Ende dieses Jahres mit der Bundeskanzlerin, der Bundesbil-
dungsministerin und den Vertretern der anderen Länder
beraten. Ich baue darauf, dass uns diese zusätzlichen Mittel
die Arbeit noch besser ermöglichen. Es kann nicht sein, dass
Länder, die für den Hochschulausbau wenig tun, in besonde-
rem Maße von Bundesmitteln profitieren. Vielmehr brau-
chen diejenigen, die die Aufgaben meistern, Ergänzung und
Entlastung. Deswegen fordern wir vom Bund auch einen
Zuschuss, eine Förderung aus Bundesmitteln auf der Basis
der Studierendenzahl ein. 

Nochmals: Kommen Sie auf uns zu! Noch ist nichts
entschieden. Wir haben noch ein Vierteljahr Zeit. Noch ist
manches in der Debatte, sowohl örtlich als auch fachlich als
auch regional. Wir nehmen uns die Zeit zum Gespräch mit
Ihnen. Aber wir wollen auch erreichen, dass mit der Ver-
abschiedung des kommenden Doppelhaushalts im Februar
nächsten Jahres für Sie und für uns Klarheit über diese
Wachstumsaufgabe der nächsten Jahre besteht. Daran arbei-
ten wir. Herzlichen Dank, dass Sie mitarbeiten! 
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In den kommenden zehn Jahren wird ein starker
Anstieg der Nachfrage nach Studienplätzen, gleichzeitig aber
auch ein wachsender Bedarf an hoch qualifizierten
Arbeitskräften mit akademischem Abschluss erwartet. Dies
ist nicht nur eine große Herausforderung, sondern auch eine
herausragende Chance für das Land Baden-Württemberg.
Gut qualifizierte Fachkräfte sind die wichtigste Zukunfts-
ressource des Landes. Nur mit hervorragend ausgebildetem
Nachwuchs kann sich ein rohstoffarmes, exportorientiertes
Land wie Baden-Württemberg mit seinen Produkten und
Dienstleistungen auf dem europäischen und dem internatio-
nalen Markt behaupten und die durch den demographischen
Wandel bedingten gesellschaftlichen Veränderungen erfolg-
reich bewältigen. 

Unsere modernen und leistungsfähigen Hochschu-
len und Berufsakademien, ob in staatlicher, kirchlicher oder
privater Trägerschaft, vermitteln die Grundlagen für eine
anspruchsvolle Tätigkeit in akademischen Berufen, die viel-
fach auch in die Selbständigkeit oder zur Gründung neuer
Unternehmen führt und damit weitere Arbeitsplätze schafft.
Mit vielen akademischen Tätigkeiten ist also eine Wachs-
tumsdynamik verbunden. 

Auch in Zukunft müssen die jungen Menschen
nach Abschluss ihrer Schulausbildung frei wählen können,
welche beruflichen Qualifikationen sie entsprechend ihren
Neigungen, Begabungen und Fähigkeiten erwerben wollen –
sei es in der beruflichen Bildung, an einer Berufsakademie
oder einer Hochschule. Staat und Wirtschaft stehen hier in

der Verantwortung, im eigenen Zuständigkeitsbereich die
Maßnahmen zu ergreifen, die zur Sicherung der Zukunfts-
chancen der jungen Generation  erforderlich sind.

Die Unterzeichnenden sind sich bewusst, dass es
einer großen gemeinsamen Anstrengung von Staat, Wirt-
schaft, Gesellschaft, Hochschulen und Berufsakademien
bedarf, um die Chancen, die der Anstieg der Zahl der
Studienberechtigten in den nächsten Jahren mit sich bringt,
bestmöglich zu nutzen. Sie stellen sich diesen Herausforde-
rungen und werden im Rahmen ihrer Möglichkeiten alle
Anstrengungen unternehmen, die Qualität und Leistungs-
fähigkeit der baden-württembergischen Hochschulen und
Berufsakademien zu sichern.

Die Unterzeichnenden werden die bei den Regio-
nalen Dialogen begonnene partnerschaftliche, vertrauensvol-
le und zielgerichtete Zusammenarbeit fortsetzen und den
Ausbau der baden-württembergischen Hochschullandschaft
nach Kräften unterstützen und fördern.

Die Unterzeichnenden appellieren an alle gesell-
schaftlichen Kräfte des Landes Baden-Württemberg, an die
Politik, an die Verantwortlichen der Wirtschaft und des Be-
schäftigungssystems, an die Verbände, Kirchen und Träger-
vereine, an die Wissenschaft, die Hochschulen und Berufs-
akademien, das Ziel der Zukunftsoffensive „Hochschule
2012“ zu unterstützen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten
einen Beitrag zur Sicherung der Chancen der jungen Gene-
ration zu leisten.  

Günther H. Oettinger MdL
Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg
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